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98	 Verordnung zur Änderung  
infektionsrechtlicher Verordnungen  

zur Bekämpfung der Corona-Pandemie

Vom 31. März 2022

Aufgrund des §  32 Satz  1 und 2 in Verbindung mit 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 sowie § 28a, § 28c Satz 4, § 30
und §  54 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 18. März 2022 (BGBl.  I
S. 473), des § 7 in Verbindung mit den §§ 3 und 4 der
COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverord-
nung vom 8.  Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1),
zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom
18. März 2022 (BGBl.  I S.  478), des Saarländischen
COVID-19-Maßnahmengesetzes vom 22. Januar 2021
(Amtsbl.  I S. 220), zuletzt geändert durch das Gesetz
vom 16.  Februar 2022 (Amtsbl.  I S.  366), und des
§ 5 Absatz  3 des Landesorganisationsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27.  März 1997
(Amtsbl. S. 410), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. I S. 358), verord-
net die Landesregierung:

Artikel 1 
Verordnung zur Bekämpfung 

der Corona-Pandemie (VO-CP)

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Begriffsbestimmungen

Nachweise über einen Impfschutz gegen COVID-19, 
eine Genesung von einer COVID-19-Erkrankung oder 
ein negatives Ergebnis einer Testung auf eine Infektion 
mit dem SARS-CoV-2-Virus im Sinne dieser Verord-
nung sind

1. ein Impfnachweis nach § 22a Absatz 1 Infektions-
schutzgesetz (Impfnachweis);

2. ein Genesenennachweis nach § 22a Absatz 2 Infek-
tionsschutzgesetz (Genesenennachweis);

3. ein Testnachweis nach § 22a Absatz 3 Infektions-
schutzgesetz (Testnachweis), wobei der Nachweis
bei einer Testung mittels Polymerase-Kettenreak-
tion (PCR-Test) abweichend von §  22a Absatz  3
Infektionsschutzgesetz bis zu 48 Stunden nach
Vornahme der zugrunde liegenden Testung Gültig-
keit besitzt.

Teil 2 
Allgemeine Hygiene- und 
Infektionsschutzvorgaben

§ 2
Mund-Nasen-Bedeckung

(1) Eine medizinische Gesichtsmaske (Mund-Nasen-
Bedeckung) oder eine Atemschutzmaske (FFP2 oder
vergleichbar) ist zu tragen
1. in Arztpraxen, Krankenhäusern, Einrichtungen für

ambulantes Operieren, Vorsorge- oder Rehabili-
tationseinrichtungen, in denen eine den Kranken-
häusern vergleichbare medizinische Versorgung
erfolgt, Dialyseeinrichtungen, Tageskliniken, am-
bulanten Pflegediensten, die ambulante Intensiv-
pflege in Einrichtungen, Wohngruppen oder sons-
tigen gemeinschaftlichen Wohnformen erbringen,
und von Rettungsdiensten,

2. in Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennah-
verkehrs sowie

3. in Obdachlosenunterkünften, Einrichtungen zur
gemeinschaftlichen Unterbringung von Asylbe-
werbern, vollziehbar Ausreisepflichtigen, Flücht-
lingen und Spätaussiedlern.

Arbeitsschutzrechtliche Bestimmungen bleiben unbe-
rührt.
Die Betreiber oder sonstigen Verantwortlichen der in 
Satz 1 genannten Einrichtungen haben die Einhaltung 
der Pflichten in ihrem jeweiligen Verantwortungsbe-
reich sicherzustellen.
(2) Die Pflicht zum Tragen einer medizinischen Mund-
Nasen-Bedeckung nach Absatz 1 Satz 1 besteht nicht
1. für Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebens-

jahres,
2. für Personen, die ärztlich bescheinigt aufgrund ei-

ner gesundheitlichen Beeinträchtigung, einer ärzt-
lich bescheinigten chronischen Erkrankung oder
einer Behinderung keine Mund-Nasen-Bedeckung
tragen können,

3. für gehörlose und schwerhörige Menschen sowie
deren Begleitpersonen und unmittelbare Kommu-
nikationspartner,

4. für stationäre Patienten in Krankenhäusern, Vor-
sorge- und Rehabilitationseinrichtungen außerhalb
des unmittelbaren Personenkontaktes; die Ausnah-
me nach Nummer 2 bleibt unberührt,

5. während Tätigkeiten, bei denen nach der Natur
der Sache das Tragen einer medizinischen Mund-
Nasen-Bedeckung nicht möglich ist.

(3) Eltern und Sorgeberechtigte haben dafür Sorge zu
tragen, dass ihre Kinder oder Schutzbefohlenen ab
Vollendung des sechsten Lebensjahres die Verpflich-
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tung zum Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske 
nach Absatz 1 Satz 1 einhalten, sofern diese dazu in der 
Lage sind.

§ 3 
Absonderung bei positivem 
SARS-CoV-2-Testergebnis

(1) Personen, bei denen eine Infektion mit SARS-
CoV-2 auf Grundlage einer Testung mittels Nuklein-
säurenachweis (PCR, PoC-PCR oder weitere Methoden 
der Nukleinsäureamplifikationstechnik) nachgewiesen 
ist, sind verpflichtet, sich unverzüglich nach Erhalt 
dieses Testergebnisses auf direktem Weg in die eigene 
Häuslichkeit oder in eine andere eine Absonderung er-
möglichende Unterkunft zu begeben und sich für einen 
Zeitraum von zehn Tagen nach Vornahme des zugrun-
de liegenden Testes ständig dort abzusondern. Ihnen 
ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von 
Personen zu empfangen, die nicht ihrem Haushalt an-
gehören.

(2) Haushaltsangehörige müssen sich unverzüglich 
nach Kenntniserlangung von dem ersten positiven 
Testergebnis einer im Haushalt wohnenden positiv ge-
testeten Person und enge Kontaktpersonen nach der 
Mitteilung durch das zuständige Gesundheitsamt über 
die Einstufung als enge Kontaktperson in Absonderung 
begeben. Satz 1 gilt nicht für Haushaltsangehörige, die 
asymptomatisch sind und die seit dem Zeitpunkt der 
Testung nach Absatz 1 Satz 1 sowie in den letzten zwei 
Tagen vor diesem Zeitpunkt oder vor Symptombeginn 
keinen Kontakt zu der positiv getesteten Person hatten.

Für Personen nach Satz 1 endet die Absonderung nach 
zehn Tagen; treten in einem Haushalt während dieser 
Zeit weitere Infektionsfälle auf, so verlängert sich die 
Absonderungsdauer für die übrigen Haushaltsange-
hörigen hierdurch nicht. Zum Schutz von Leben und 
Gesundheit, insbesondere bei medizinischen Notfällen 
oder notwendigen Arztbesuchen, ist die Verpflichtung 
zur Absonderung nach Satz  1 ausgesetzt. Personen 
nach Satz 1, die Krankheitssymptome für COVID-19 
aufweisen, sind verpflichtet, unverzüglich einen Test 
auf eine Infektion mit SARS-CoV-2 durchführen zu 
lassen. Die Absonderung ist den Personen nach Satz 1 
durch die zuständige Behörde schriftlich zu bestätigen.

(3) Die Verpflichtung zur Absonderung nach Absatz 2 
gilt nicht für asymptomatische Personen, die

1.	 einen Impfnachweis nach § 1 Satz 1 Nummer 1 mit 
nur zwei Einzelimpfungen erbringen können, so-
fern der Zeitpunkt der letzten Einzelimpfung min-
destens 15 Tage und nicht mehr als 90 Tage zurück-
liegt,

2.	 einen Impfnachweis nach §  1 Satz  1 Nummer  1 
mit nur einer Einzelimpfung erbringen können 
und die betroffene Person sich mit dem Corona
virus SARS-CoV-2 infiziert hat, sie diese Infektion 
mit einem Testnachweis über einen direkten Erre-
gernachweis nachweisen kann und die zugrunde 
liegende Testung auf einer Labordiagnostik mittels 
Nukleinsäurenachweis beruht,

3.	 einen Impfnachweis nach § 1 Satz 1 Nummer 1 mit 
drei Einzelimpfungen erbringen können oder

4.	 einen Genesenennachweis nach § 1 Satz 1 Num-
mer 2 erbringen können.

(4) Abweichend von Absatz  1 Satz  1 und Absatz  2 
Satz 3 endet die Absonderung, sobald der zuständigen 
Behörde nachgewiesen wird, dass keine Infektion mit 
SARS-CoV-2 vorliegt. Der Nachweis kann geführt 
werden durch
1.	 einen Nukleinsäurenachweis, wenn die zugrunde 

liegende Testung frühestens sieben Tage nach Be-
ginn der Absonderung im Sinne des Absatzes 1 
oder 2 erfolgt ist,

2.	 einen Testnachweis im Sinne des § 1 Nummer 3, 
wenn die zugrunde liegende Testung frühestens 
sieben Tage nach Beginn der Absonderung im Sin-
ne des Absatzes 1 oder 2 erfolgt ist.

In den 48 Stunden vor Durchführung der Testung nach 
Satz  2 muss die zu testende Person symptomfrei ge-
wesen sein.
(5) Abweichend von Absatz 2 Satz 3 besteht für Schü-
lerinnen und Schüler sowie Kinder ab Vollendung des 
ersten Lebensjahres in den Angeboten der Kinderta-
gesbetreuung die Möglichkeit, dass die Absonderung 
bereits beendet wird, sobald der zuständigen Behörde 
nachgewiesen wird, dass keine Infektion mit SARS-
CoV-2 vorliegt. Der Nachweis kann geführt werden 
durch
1.	 einen Nukleinsäurenachweis, wenn die zugrunde 

liegende Testung frühestens fünf Tage nach Beginn 
der Absonderung im Sinne des Absatzes 2 erfolgt 
ist,

2.	 einen Testnachweis im Sinne des § 1 Nummer 3, 
wenn die zugrunde liegende Testung frühestens 
fünf Tage nach Beginn der Absonderung im Sinne 
des Absatzes 2 erfolgt ist.

(6) Die Regelungen der Saarländischen Verordnung zur 
Absonderung bei Infektionsfällen mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 in Schulen, Kindertagesstätten und Ein-
richtungen der Kindertagespflege bleiben unberührt.
(7) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sollen 
dem zuständigen Gesundheitsamt unverzüglich nach 
Erhalt eines positiven Testergebnisses mögliche Kon-
taktpersonen mitteilen. Die von Absatz 1 und 2 erfass-
ten Personen sind verpflichtet, das zuständige Gesund-
heitsamt unverzüglich zu informieren, wenn typische 
Symptome einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus 
wie Fieber, trockener Husten (nicht durch chronische 
Erkrankungen verursacht), Verlust des Geschmacks- 
oder Geruchssinns innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt 
des Testergebnisses bei ihnen auftreten. Es wird emp-
fohlen, dass die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen 
unverzüglich ihre Kontaktpersonen und ihren Arbeit-
geber oder Dienstherrn über den Erhalt eines positiven 
Testergebnisses informieren.
(8) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von 
Absatz  1 und 2 erfassten Personen der Beobachtung 
durch die zuständige Behörde.
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(9) Das Recht der zuständigen Behörden, im Einzelfall 
von Absatz 1 oder 2 abweichende oder weitergehende 
Maßnahmen zu erlassen, bleibt unberührt.

(10) Die zuständige Behörde kann auf Antrag bei Vor-
liegen wichtiger Gründe von der Pflicht zur Abson-
derung nach Absatz  1 oder 2 befreien oder Auflagen 
anordnen; § 30 des Infektionsschutzgesetzes bleibt im 
Übrigen unberührt.

(11) §  6 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnah-
menverordnung bleibt unberührt.

Teil 3 
Sonderregeln für besondere Lebens- 

und Arbeitsbereiche

§ 4 
Einrichtungen für Menschen mit Behinderung

Die Beschäftigung und Betreuung in Einrichtungen ge-
mäß dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch ist gestattet 
und zulässig, sofern der Leistungserbringer die Emp-
fehlungen der Bundesregierung zum Arbeitsschutz 
beachtet. Nähere Einzelheiten regelt das Handlungs-
konzept des Saarlandes zum Infektionsschutz und zum 
gleichzeitigen Schutz vulnerabler Gruppen im Bereich 
der Eingliederungshilfe.

§ 5 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie 
vergleichbare soziale Einrichtungen und Angebote

(1) Der Betrieb von Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe sowie vergleichbarer Einrichtungen und 
Angebote ist gestattet. § 4 Satz 1 gilt entsprechend den 
spezifischen Anforderungen der Kinder- und Jugend-
hilfe.

(2) Die Durchführung von Maßnahmen nach §  11 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und 
Jugendhilfe – in der jeweils geltenden Fassung ist er-
laubt. Den Leistungserbringern wird empfohlen, wei-
terhin individuelle Schutz- und Hygienekonzepte zu 
erstellen und umzusetzen.

§ 6 
Einrichtungen zur Pflege, Vorsorge- 

und Rehabilitationseinrichtungen, Krankenhäuser 
und weitere Leistungsbereiche

(1) In Einrichtungen der teilstationären Tages- und 
Nachtpflege gemäß § 1a Absatz 3 des Saarländischen 
Wohn-, Betreuungs- und Pflegequalitätsgesetzes sind 
Gäste, Beschäftigte und Besuchende nach den Vorga-
ben des jeweils aktuell geltenden Landesrahmenkon-
zepts des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frau-
en und Familie zu testen. Die Regelungen zum Tragen 
einer Mund-Nasen-Bedeckung gemäß dem jeweils 
aktuell geltenden Landesrahmenkonzept des Minis-
teriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
sind einzuhalten.

(2) Für Betreuungsgruppenangebote für Pflegebedürf-
tige, die als Angebot zur Unterstützung im Alltag ge-
mäß § 45a SGB XI anerkannt sind, gilt gemäß § 28a 
Abs. 7 Nr. 1a IfSG die Verpflichtung zum Tragen einer 
Atemschutzmaske (FFP2 oder vergleichbar) oder einer 
medizinischen Gesichtsmaske (Mund-Nasen-Schutz).

(3) Einrichtungen nach § 1a Absatz 1 und 2 des Saar-
ländischen Wohn-, Betreuungs- und Pflegequalitätsge-
setzes haben die Vorgaben des Landesrahmenkonzepts 
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie zur Testung von Bewohnerinnen und Be-
wohnern, Besuchenden und Beschäftigten sowie die 
Regelungen zum Tragen einer Mund-Nasen-Bede-
ckung einzuhalten.

(4) Die Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtun-
gen haben die Vorgaben der jeweils gültigen Nationa-
len Teststrategie SARS-CoV-2 und die Vorgaben der 
saarländischen Teststrategie sowie die jeweils aktuel-
len Hinweise des RKI zur Testung von Patienten auf 
Infektionen mit dem neuartigen Coronavirus SARS-
CoV-2 zu beachten.

(4a) Für den Betrieb von Krankenhäusern, Vorsorge- 
und Rehabilitationseinrichtungen werden nachstehen-
de Maßnahmen angeordnet:

1.	 Planbare Aufnahmen, auch in Tageskliniken, sind 
nach Maßgabe und Weisung des Ministeriums für 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie so zu 
planen und durchzuführen, dass zeitnah die Auf-
nahmekapazitäten für COVID-19-Patientinnen 
oder -Patienten bereitstehen; dies gilt insbesondere 
für die Kapazitäten in der Intensivmedizin;

2.	 das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie kann die Durchführung planbarer Be-
handlungen auf medizinisch notwendige Behand-
lungen gegenüber einzelnen Krankenhäusern be-
schränken, damit zeitnah die Aufnahmekapazitäten 
für COVID-19-Patientinnen und -Patienten erhöht 
und notwendige personelle Ressourcen geschaffen 
werden können.

§ 7 
Landesaufnahmestelle

(1) Personen, die neu oder nach mindestens sieben Ta-
gen dauernder Abwesenheit erneut in der Landesauf-
nahmestelle aufgenommen werden, sind verpflichtet, 
sich in eine zugewiesene Unterkunft zu begeben und 
sich dort ständig abzusondern. Den in den Satz 1 ge-
nannten Personen ist es, solange eine Pflicht zur Abson-
derung besteht, nicht gestattet, Besuch von Personen zu 
empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehören. Die 
Absonderung nach Satz 1 endet, sobald der zu Beginn 
der Absonderung durchgeführte Nukleinsäurenach-
weis keine Infektion mit SARS-CoV-2 nachweist. Die 
zuvor genannten Personen sind verpflichtet, die ärzt-
liche Untersuchung auf das Vorliegen einer Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zu dulden, dies 
umfasst auch eine Abstrichnahme zur Gewinnung des 
Probenmaterials.
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(2) Die in der Landesaufnahmestelle wohnpflichtigen 
Personen sind beim Auftreten von Symptomen, die auf 
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im 
Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des Robert 
Koch-Instituts hinweisen, verpflichtet, den Leiter der 
Einrichtung hierüber unverzüglich zu informieren, sich 
in eine zugewiesene, geeignete Unterkunft zu begeben 
und sich dort bis zur Vorlage eines Testergebnisses über 
eine mögliche Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 ständig abzusondern. Die Landesaufnahmestelle 
hat das zuständige Gesundheitsamt hierüber unverzüg-
lich zu informieren. Die Einrichtung kann den betrof-
fenen Personen jederzeit neue Unterbringungsbereiche 
zuweisen und Ausnahmen von den Verpflichtungen der 
Sätze 1 und 2 zulassen.

Teil 4 
Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften

§ 8 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Num-
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig den Ge- oder Verboten des § 3 
Absatz 2 und der §§ 2 bis 7 mit Ausnahmen der Ab-
standswahrung zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 73 Absatz 2 
des Infektionsschutzgesetzes mit einer Geldbuße bis zu 
fünfundzwanzigtausend Euro geahndet werden.

(3) Eine Strafbarkeit, insbesondere nach den §§ 74 und 
75 des Infektionsschutzgesetzes, bleibt unberührt.

§ 9 
Zuständige Behörden

(1) Zuständig für die Ausführung und Durchsetzung 
dieser Verordnung sowie des §  28c des Infektions-
schutzgesetzes sind vorbehaltlich anderweitiger Rege-
lungen in dieser Verordnung die Ortspolizeibehörden 
und unbeschadet von §  1 der Verordnung über Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz vom 
12. September 2016 (Amtsbl. I S. 856), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 1. Dezember 2021 (Amtsbl.  I 
S. 2487_40), ergänzend die Vollzugspolizei; dies um-
fasst auch die Kontrolle der Einhaltung der Vorschrif-
ten dieser Verordnung sowie des § 28c des Infektions-
schutzgesetzes. Zuständige Verwaltungsbehörden für 
die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkei-
ten nach dieser Verordnung sind die Gemeindeverbän-
de. Die Ortspolizeibehörden und die Vollzugspolizei 
werden ermächtigt, bei Verstößen gegen die bußgeld-
bewehrten Vorschriften des § 2 Absatz 1 Verwarnun-
gen zu erteilen und Verwarnungsgelder in Höhe von 
50 Euro zu erheben.

(2) Die Vollzugspolizei leistet Amts- und Vollzugshilfe; 
die polizeilichen Gefahrenabwehraufgaben nach dem 
Saarländischen Polizeigesetz bleiben unberührt und 
bestehen weiterhin fort.

(3) Als zuständige Behörde zur Durchführung der 
Coronavirus-Einreiseverordnung vom 28. Septem-
ber 2021 (BAnz AT 29.09.2021 V1), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. März 2022 
(BGBl. I S. 466), wird hinsichtlich § 6 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2, Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b Corona
virus-Einreiseverordnung das Ministerium für Sozia-
les, Gesundheit, Frauen und Familie, im Übrigen die 
zuständige Ortspolizeibehörde bestimmt. Zuständige 
Verwaltungsbehörden für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach der Coronavirus-Ein-
reiseverordnung sind die Gemeindeverbände. Die 
Vorschriften nach der Verordnung über die Zuständig-
keiten nach dem Infektionsschutzgesetz vom 12. Sep-
tember 2016 (Amtsbl. I S. 856), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 2. Juni 2021 (Amtsbl. I S. 1554), 
bleiben unberührt.

§ 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 3. April 2022 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie vom 19. März 2022 (Amtsbl.  I 
S. 528) außer Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 16. April 
2022 außer Kraft.

Artikel 2 
Verordnung zum Schulbetrieb und zum Betrieb 

sonstiger Bildungseinrichtungen sowie zum Betrieb 
von Kindertageseinrichtungen während 

der Corona-Pandemie

Kapitel 1 
Schulbetrieb und Betrieb von 

Kindertageseinrichtungen, 
Kindergroßtagespflegestellen und 

heilpädagogischen Tagesstätten während 
der Corona-Pandemie

§ 1 
Schulbetrieb während der Corona-Pandemie

(1) Der Schulbetrieb an den allgemeinbildenden und 
beruflichen Schulen findet gemäß den Vorgaben des 
Ministeriums für Bildung und Kultur statt. Dies gilt 
auch im gebundenen und freiwilligen Ganztag.

(2) Zur Gewährleistung des Schulbetriebs sind alle 
Schulen verpflichtet, die Vorgaben des „Musterhygi-
eneplans Saarland zum Infektionsschutz in Schulen 
im Rahmen der Corona-Pandemiemaßnahmen“ in der 
jeweils geltenden Fassung (https://www.saarland.de/
DE/portale/corona/service/downloads/_documents/
hygienekonzepte/dld_hygienemassnahmen-schule.
pdf?__blob=publicationFile&v=5/) einzuhalten. Die-
ser ergänzt den gemäß § 36 Infektionsschutzgesetz von 
der jeweiligen Schule zu erstellenden Hygieneplan um 
weitere Vorgaben zur Pandemiebekämpfung.

https://www.saarland.de/DE/portale/corona/service/downloads/_documents/hygienekonzepte/dld_hygienemassnahmen-schule.pdf?__blob=publicationFile&v=5/
https://www.saarland.de/DE/portale/corona/service/downloads/_documents/hygienekonzepte/dld_hygienemassnahmen-schule.pdf?__blob=publicationFile&v=5/
https://www.saarland.de/DE/portale/corona/service/downloads/_documents/hygienekonzepte/dld_hygienemassnahmen-schule.pdf?__blob=publicationFile&v=5/
https://www.saarland.de/DE/portale/corona/service/downloads/_documents/hygienekonzepte/dld_hygienemassnahmen-schule.pdf?__blob=publicationFile&v=5/
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Die in dieser Verordnung getroffenen Regelungen und 
die Vorgabe des „Musterhygieneplans Saarland zum 
Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Coro-
na-Pandemiemaßnahmen“ gehen der SARS-CoV-2-
Arbeitsschutzverordnung vom 25. Juni 2021, zuletzt 
geändert durch Artikel  13 des Gesetzes vom 22. No-
vember 2021 (BGBl.  I S.  4906), in der jeweils gel-
tenden Fassung im Schulbereich (§§ 1 und 1a) vor als 
abweichende Regelungen im Sinne des §  1 Absatz  2 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung beziehungs-
weise konkretisieren die Umsetzung der in der SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzverordnung getroffenen Vorgaben 
für den Schulbereich.

(3) Die Teilnahme am Präsenzschulbetrieb ist nur für 
Schülerinnen und Schüler zulässig, die dreimal in der 
Woche mit dem Ergebnis des Nichtvorliegens einer 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus getestet sind. 
Dies gilt auch für die Lehrkräfte und die anderen an der 
Schule tätigen Personen. Die Regelungen in Satz 1 und 
2 gelten nicht für Personen, die einen Nachweis im Sin-
ne des § 3 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 der Verordnung zur 
Bekämpfung der Corona-Pandemie vorlegen. Die Ob-
liegenheit nach Satz 1 und 2 wird durch die Teilnahme 
an den dreimal wöchentlich in der Schule stattfinden-
den Testungen erfüllt. Sie kann auch durch Vorlage ei-
nes anderweitigen Nachweises über das Nichtvorliegen 
einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus im Sinne 
des § 1 Nummer 3 der Verordnung zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie erfüllt werden. Ein entsprechendes 
Zutrittsverbot zum Schulgelände besteht, soweit der 
Testung im Ausnahmefall keine zwingenden Gründe 
entgegenstehen. Das Vorliegen derartiger Gründe ist 
durch ärztliches Attest nachzuweisen. Das Nähere re-
gelt das Ministerium für Bildung und Kultur.

(4) Für die in den Schulferien an den Schulen stattfin-
dende Ferienbetreuung sowie für die weiteren an den 
Schulen stattfindenden Ferienangebote gelten die Ab-
sätze 1 und 3 entsprechend.

(5) Von der Teilnahme am Präsenzunterricht werden 
auf Antrag befreit:

1.	 Schülerinnen und Schüler, die nach näherer Maß-
gabe des Ministeriums für Bildung und Kultur als 
vulnerabel zu betrachten sind oder mit als vulnera-
bel zu betrachtenden Personen in einem Haushalt 
leben; die Vulnerabilität ist durch ärztliches Attest 
nachzuweisen;

2.	 Schülerinnen und Schüler, die den Zutrittsbe-
schränkungen des Absatzes 3 unterliegen (Abmel-
dung vom Präsenzunterricht).

Die Befreiung gilt nicht für die Teilnahme an schriftli-
chen und mündlichen Prüfungen sowie für die nach den 
schulrechtlichen Vorgaben in Präsenzform zu erbrin-
genden Leistungsnachweise. Insoweit sind besondere 
Schutzmaßnahmen zu treffen; das Nähere regeln der 
„Musterhygieneplan Saarland zum Infektionsschutz 
in Schulen im Rahmen der Corona-Pandemiemaßnah-
men“ sowie das Ministerium für Bildung und Kultur.

(6) Für Schülerinnen und Schüler, die nach Absatz  5 
oder aus Infektionsschutzgründen aufgrund einer ent-
sprechenden Absonderungsverpflichtung nicht am Prä-

senzunterricht teilnehmen, erfüllt die Schule ihren Bil-
dungs- und Erziehungsauftrag durch ein pädagogisches 
Angebot im „Lernen von zu Hause“. Die Schulpflicht 
wird in diesen Fällen durch die Wahrnehmung des pä-
dagogischen Angebots und das Nachkommen der da-
mit verbundenen Verpflichtungen im „Lernen von zu 
Hause“ erfüllt.
(7) Personen, die weder dauerhaft an der Schule tätig 
noch Schülerin oder Schüler sind (schulfremde Per-
sonen), ist die Beteiligung an der Durchführung einer 
schulischen Veranstaltung im Innenbereich, die nicht 
als Teil des Unterrichtsbetriebs zu betrachten ist, oder 
die Teilnahme an einer solchen nur gestattet, wenn sie 
einen Nachweis nach § 1 Nummer 1, 2 oder 3 der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie (3G-
Nachweis) vorlegen. Für alle für den Schulbetrieb not-
wendigen Zusammenkünfte (insbesondere zwischen 
dem pädagogischen Personal der Schule und den Er-
ziehungsberechtigten) ist schulfremden Personen, die 
sich nicht nur kurzfristig oder ohne Kontakt zu den der 
Schule angehörigen Personen auf dem Schulgelände 
aufhalten, der Zutritt zum Schulgebäude nur erlaubt, 
wenn sie einen Nachweis im Sinne des § 2 Absatz 1 
Satz  1 der Verordnung zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie (3G-Nachweis) vorweisen oder einen Test 
über das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus bei Zutritt durchführen.
(8) Die an den weiterführenden Schulen vorgesehenen 
Abschlussprüfungen werden in Präsenzform durch-
geführt. Die Regelungen der Absätze 3 und 5 Satz  1 
kommen dabei für die an den Prüfungen teilnehmenden 
Schülerinnen und Schüler nicht zur Anwendung. Schü-
lerinnen und Schüler, bei denen bei einer Testung am 
Vortag der Prüfung oder am Prüfungstag mindestens 
basierend auf einem Antigen-Schnelltest (§  1 Num-
mer  3 der Verordnung zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie) das Ergebnis das Vorliegen einer Infektion 
mit dem SARS-CoV-2-Virus anzeigt, sind nicht zur 
Teilnahme an dem für den Tag vorgesehenen Prüfungs-
teil berechtigt. Bei einer engen Kontaktperson, für die 
eine Pflicht zur Absonderung besteht, besteht ein Recht 
zur Teilnahme an dem für den Tag vorgesehenen Prü-
fungsteil, wenn sie vor Prüfungsbeginn am Prüfungs-
tag einen Nachweis über das Nichtvorliegen einer In-
fektion mit dem SARS-CoV-2-Virus mittels eines am 
Tag der Prüfung durchgeführten und von der Schule 
beaufsichtigten Antigen-Schnelltests erbringt; Absatz 3 
Satz 5 gilt entsprechend.
(9) Über die Zutrittsverbote nach den Absätzen 3 und 7 
sind im Eingangsbereich des Geländes der Schule Hin-
weise anzubringen.
(10) Die Dienstpflicht der Lehrkräfte bleibt unberührt.

§ 2 
Kindertageseinrichtungen, 

Kindergroßtagespflegestellen und 
heilpädagogische Tagesstätten

(1) Beim Betrieb der nach § 45 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – in der je-
weils geltenden Fassung erlaubnispflichtigen Kinderta-
geseinrichtungen und der nach § 43 des Achten Buches 
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Sozialgesetzbuch erlaubnispflichtigen Kindergroßta-
gespflegestellen und der heilpädagogischen Tagesstät-
ten wird angeregt die „Empfehlungen des Ministeriums 
für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie zum In-
fektionsschutz in Kindertageseinrichtungen im Rah-
men der Corona-Pandemiemaßnahmen“ in der jeweils 
geltenden Fassung (https://www.saarland.de/msgff/
DE/portale/landesjugendamt/service/formularelja/
downloads.html) zu berücksichtigen und den gemäß 
§ 36 des Infektionsschutzgesetzes erstellten Hygiene-
plan entsprechend zu ergänzen.
(2) Die Einrichtung hat jedem Kind ab Vollendung des 
ersten Lebensjahres, das die Einrichtung besucht, drei-
mal pro Kalenderwoche kostenfrei einen Test in Bezug 
auf einen direkten Erregernachweis des Coronavirus 
SARS-CoV-2 anzubieten, der vom Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte zugelassen ist. Bei 
Auftreten einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 in Kindertagesstätten und Einrichtungen der 
Kindertagespflege gelten die Vorgaben der Saarländi-
schen Absonderungsverordnung in der jeweils gelten-
den Fassung.

§ 3 
Vorbereitung für Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler auf die Abschlussprüfungen

(1) Einrichtungen, die Maßnahmen zur Vorbereitung 
auf die Prüfungen zum Erwerb des Hauptschulab-
schlusses oder des mittleren Bildungsabschlusses im 
allgemeinbildenden Bereich für Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler anbieten, können diesen Betrieb aufneh-
men, wenn sie dabei die Vorgaben des Infektionsschut-
zes, wie sie für den Schulbereich gelten, erfüllen; § 1 
Absatz 2 gilt entsprechend.
(2) § 1 Absatz 3 und 4 sind entsprechend anwendbar.

Kapitel 2 
Pflegeschulen und Schulen  
für Gesundheitsfachberufe

§ 4 
Präsenzunterricht

(1) Schulischer Präsenzunterricht im Vollbetrieb ist in 
den Pflegeschulen und Schulen für Gesundheitsfach-
berufe unter der Maßgabe der Absätze 2 bis 3 zulässig.
(2) Sofern Schülerinnen und Schüler aus Infektions-
schutzgründen aufgrund einer entsprechenden Abson-
derungsverpflichtung nicht am Präsenzunterricht teil-
nehmen, vermittelt die Schule die Ausbildungsinhalte 
im häuslichen Umfeld durch digitale oder andere ge-
eignete Unterrichtsformate. Der Träger der praktischen 
Ausbildung hat nach Absprache mit der Schule die 
Auszubildenden für diese Zeit freizustellen.
(3) Die Teilnahme am Präsenzschulbetrieb ist nur für 
Personen (Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte, Pra-
xisbegleiterinnen und -begleiter, Mitglieder eines Prü-
fungsausschusses, alle anderen an der Schule tätigen 
Personen) zulässig, die zweimal in der Woche mit dem 
Ergebnis des Nichtvorliegens einer Infektion mit dem 

SARS-CoV-2-Virus an der jeweiligen Schule getestet 
sind. Die Regelungen in Satz 1 und 2 gelten nicht für 
Personen, die einen Nachweis im Sinne des § 1 Satz 1 
Nummer 1, 2 oder 3 VO-CP vorlegen. Dieses Zutritts-
verbot besteht, soweit der Testung im Ausnahmefall 
keine zwingenden Gründe entgegenstehen. Das Vorlie-
gen derartiger Gründe ist durch ärztliches Attest nach-
zuweisen.

§ 5 
Prüfungsverfahren

(1) In Pflege- und Gesundheitsfachberufen ist die 
Durchführung von gesetzlich vorgeschriebenen münd-
lichen und schriftlichen Prüfungen unter Einhaltung 
der infektionsschutzrechtlichen Maßgaben grundsätz-
lich zulässig.

(2) Praktische Prüfungen können unter Einhaltung der 
infektionsschutzrechtlichen Maßgaben durchgeführt 
werden. Gegenüber dem Landesamt für Soziales – 
Zentralstelle für Gesundheitsberufe – ist anzuzeigen, 
wenn die praktische Prüfung auf Grundlage der ein-
schlägigen berufsrechtlichen Regelungen als Simula-
tionsprüfung durchgeführt wird.

(3) Schülerinnen und Schüler sind zur Teilnahme an 
einem Prüfungsteil nach Absatz 1 und 2 nur bei Vor-
lage eines am Tag der Prüfung durchgeführten Nach-
weises über das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus im Sinne des § 1 Satz 1 Nummer 3 
VO-CP (Testnachweis) berechtigt. Satz 1 gilt nicht für 
Personen, die einen Nachweis im Sinne des § 1 Satz 1 
Nummer 1 oder 2 vorlegen und an einer Prüfung nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 teilnehmen. Bei einer 
engen Kontaktperson, für die durch die Gesundheitsbe-
hörde eine Quarantäne ausgesprochen wurde, besteht 
ein Recht zur Teilnahme an dem für den Tag vorge-
sehenen Prüfungsteil, wenn sie am Prüfungstag einen 
Nachweis über das Nichtvorliegen einer Infektion mit 
dem SARS-CoV-2-Virus mittels eines am Tag der Prü-
fung durchgeführten und von der Schule beaufsichtig-
ten Antigen-Schnelltests erbringt.

§ 6 
Durchführung von Weiterbildungen

Die Regelungen der §§ 4 und 5 gelten für Weiterbildun-
gen auf Grundlage des Gesetzes über die Weiterbildung 
in den Gesundheits- und Altenpflegefachberufen und 
die Ausübung des Berufs der Hebamme und des Ent-
bindungspflegers vom 25. November 1998 (Amtsbl. 
1999 S. 142), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
11. November 2015 (Amtsbl. I S. 878), in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend.

§ 7 
Saarländische Verwaltungsschule

Die Saarländische Verwaltungsschule hat bei allen Prä-
senzveranstaltungen die besonderen Schutz- und Hygi-
enevorkehrungen nach Maßgabe des § 1 Absatz 2 und 
3 entsprechend zu beachten.

https://www.saarland.de/msgff/DE/portale/landesjugendamt/service/formularelja/downloads.html
https://www.saarland.de/msgff/DE/portale/landesjugendamt/service/formularelja/downloads.html
https://www.saarland.de/msgff/DE/portale/landesjugendamt/service/formularelja/downloads.html
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Kapitel 3

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 3. April 2022 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung zum Schulbetrieb 
und zum Betrieb sonstiger Bildungseinrichtungen so-
wie zum Betrieb von Kindertageseinrichtungen vom 
19. März 2022 (Amtsbl. I S. 421_2, 421_9), zuletzt ge-
ändert durch Artikel  3 der Verordnung zur Änderung 
infektionsrechtlicher Verordnungen zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie vom 25. Februar 2022 (Amtsbl. I 
S. 421_2, 421_13), außer Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 16. April 
2022 außer Kraft.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 3. April 2022 in Kraft.

Saarbrücken, den 31. März 2022

Die Regierung des Saarlandes:

Der Ministerpräsident

Hans

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit,  
Energie und Verkehr

Rehlinger

Der Minister für Finanzen und Europa

Der Minister der Justiz

Strobel

Der Minister für Inneres, Bauen und Sport

Bouillon

Die Ministerin für Soziales, Gesundheit,  
Frauen und Familie

Bachmann

Die Ministerin für Bildung und Kultur

Streichert-Clivot

Der Minister für Umwelt und Verbraucherschutz

Jost

Begründung
Allgemeines
Im Einzelnen
Das Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich weltweit ver-
breitet. Eine Infektion mit dem Virus kann die potenti-
ell tödliche Covid-19-Erkrankung verursachen. Beson-
ders ältere Menschen und solche mit vorbestehenden 
Grunderkrankungen sind von schweren und tödlichen 
Krankheitsverläufen betroffen. Die Letalität der Er-
krankung ist aber auf diese Personengruppen nicht 
beschränkt. Am 11. März 2020 hat die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) das Ausbruchsgeschehen als 
Pandemie bewertet.
Das Ziel der durch diese Verordnung getroffenen Maß-
nahmen ist es nach wie vor die Bevölkerung vor der 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus zu schützen, da-
durch die Verbreitung der Krankheit COVID-19 zu ver-
hindern und eine Überlastung des Gesundheitssystems 
infolge eines ungehemmten Anstiegs von Infektionen 
und Krankheitsfällen zu vermeiden. Ihre Rechtsgrund-
lage finden die getroffenen Maßnahmen in § 32 Satz 1 
und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 sowie 
§ 28a, § 28b, § 28c Satz 4, § 30 und § 54 des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) und des § 7 in Verbindung 
mit den §§ 3 und 4 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung (SchAusnahmV).
Entscheidungen über Schutzmaßnahmen zur Eindäm-
mung der Corona-Pandemie sind insbesondere an dem 
Schutz von Leben und Gesundheit und der Funktions-
fähigkeit des Gesundheitssystems auszurichten, wobei 
dies grundsätzlich unter Berücksichtigung des jeweili-
gen Infektionsgeschehens geschieht.
Dieses Ziel erklärt sich daraus, dass ein anhaltend ho-
hes Niveau an Neuinfektionen zur Folge hätte, dass in 
den Gesundheitsämtern bundesweit und so auch im 
Saarland eine vollständige Kontaktnachverfolgung 
nicht mehr gewährleistet werden kann, was die unge-
hinderte und diffuse Ausbreitung des Virus begünstigt. 
Dies geht mit einer drohenden Überlastung des Ge-
sundheitssystems einher, der es zum Schutze von Leib 
und Leben unbedingt vorzubeugen gilt.
Diesen Gefahren für Leib und Leben der Bürgerinnen 
und Bürger ist von Seiten des Staates in Wahrnehmung 
seines verfassungsrechtlichen Schutzauftrags effektiv 
zu begegnen, wobei die Einschränkungen in den letzten 
Monaten nach und nach aufgrund des Impffortschritts, 
der abnehmenden Hospitalisierungsrate und der gering 
werdenden Fallzahlen in vielen Bereichen gelockert 
werden konnten.
Ein Schutz vor den Gefahren einer Ausbreitung der 
Covid-19-Erkrankung sowohl für den Einzelnen als 
auch für die Gesellschaft und Volkswirtschaft als sol-
che kann und muss dadurch gewährleistet werden, dass 
die Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus weiterhin ein-
gedämmt wird. Dies kann aufgrund der medizinischen 
Erkenntnisse über die Eigenschaften des Virus und sei-
ner Übertragungswege im Wesentlichen nur durch die 
Einhaltung der Hygieneregeln und parallel durch einen 
fortschreitenden Impffortschritt gewährleistet werden. 
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Der Hauptübertragungsweg für SARS-CoV-2 ist die 
respiratorische Aufnahme virushaltiger Partikel. Jeder 
zwischenmenschliche Kontakt birgt daher ein Infek-
tionsrisiko. Das Virus kann bereits übertragen werden, 
bevor die Infizierten Symptome entwickeln. Dies er-
schwert die Kontrolle der Ausbreitung. Ebenso ist eine 
Übertragung bei Personen, die gar keine Symptome 
entwickeln, möglich.

Es sind aktuell noch einschränkende Maßnahmen not-
wendig, um das Infektionsgeschehen auf einem kont-
rollierbaren Niveau zu halten, so dass das Gesundheits-
system nicht überlastet. Einschränkende Maßnahmen 
in diesem Sinne sind allerdings nicht Schließungen und 
ähnliches, sondern unter anderem verpflichtende Tests 
beim Betreten bestimmter Einrichtungen insbesondere 
zum Schutz vulnerabler Personen.

Die Landesregierung hat die hierzu von ihr in Wahr-
nehmung ihres staatlichen Schutzauftrags ergriffenen 
Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie zu je-
dem Zeitpunkt im Ausgleich mit den zu wahrenden 
Freiheitsrechten der Bürgerinnen und Bürger an den 
infektionsschutzrechtlichen Notwendigkeiten ausge-
richtet. Weitreichende Einschränkungen des öffentli-
chen Lebens und der privaten Lebensgestaltung, die 
nach der ersten Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus in 
der Bundesrepublik Deutschland und im Saarland zur 
Unterbrechung eines sich rasch exponentiell entwi-
ckelnden Infektionsgeschehens notwendig geworden 
waren, konnten, nachdem sie Wirkung gezeigt hatten 
und in der Mitte des Jahres 2020 die klimatischen Be-
dingungen eine positive Entwicklung des Infektions-
geschehens begünstigten, in weiten Teilen aufgehoben 
werden. Über einen langen Zeitraum hinweg vermoch-
ten aufgrund des außerordentlich verantwortungsbe-
wussten Verhaltens der Bürgerinnen und Bürger die 
allgemeinen Schutz- und Hygienemaßnahmen (etwa 
die allgemein als „AHA-Regel“ bekannten Maßnah-
men „Abstand halten, Hygieneregeln beachten und All-
tagsmaske tragen“) und gezielte Beschränkungen aus-
schließlich solcher Bereiche des öffentlichen Lebens, 
in denen im Rahmen der Freizeitgestaltung besonders 
infektionsgefährliche Verhaltensweisen und Kontakte 
auftreten (etwa das Zusammentreffen sehr großer Men-
schenmengen bei Großveranstaltungen, der längere 
gemeinsame Aufenthalt einer Vielzahl von Menschen 
in geschlossenen Räumen etc.) die Verbreitung des 
SARS-CoV-2-Virus hinreichend einzudämmen.

In den Wintermonaten 2020/2021 war die Zahl der 
Neuinfektionen hingegen wieder drastisch angestiegen. 
Das Ausmaß der Infektionsausbreitung bewegte sich 
durchgehend auf einem Niveau, das die medizinische 
Versorgung und damit die Gesundheit der Bevölke-
rung in erheblichem Maße gefährdete. In den Mona-
ten November und Dezember waren trotz sukzessiver 
Verschärfungen der Maßnahmen zur Eindämmung 
der Infektionsausbreitung jeweils neue Höchststände 
an Neuinfektionen zu verzeichnen, die zeitweilig die 
Grenze von 450 Neuinfektionen pro Tag (9. Dezember 
2020) überschritten und einen Trend zu exponentiellem 
Wachstum erkennen ließen. Das mit einer hohen Zahl 
an Neuinfektionen verbundene Risiko eines zeitlich 
versetzten Anstiegs auch der Zahl der behandlungs-

bedürftig Erkrankten, insbesondere auch derer, die 
stationärer oder gar intensivmedizinischer Behand-
lung bedürfen, hatte sich verwirklicht. Mitte Dezember 
2020 mussten bereits 292 Personen stationär behandelt 
werden, davon 60 auf Intensivstationen. 21 Personen 
wurden beatmet.

Dieses Infektionsgeschehen ließ bei ungebremstem 
Fortgang eine Überlastung der saarländischen Ge-
sundheitsversorgung, insbesondere im stationären 
und intensivmedizinischen Bereich absehen. Die an-
gespannte Lage in den saarländischen Kliniken ver-
schärfte sich zunehmend. Nahezu flächendeckend 
wurde von grenzwertiger Auslastung insbesondere der 
intensivmedizinischen Kapazitäten und Einschränkung 
der Personalressourcen durch Mitarbeiterinfektionen 
und Quarantäne berichtet. Zumindest zeitweilige Ab-
meldungen im Zentralen Landesweiten Bettenkapa-
zitätennachweis (ZLB) erhöhten den Druck auf die 
verbleibenden aufnahmebereiten Kliniken sowie den 
Rettungsdienst. Es kam zu einer Zuweisungslage für 
internistische, kardiologische, intensivmedizinische 
und infektiologische Behandlungskapazitäten. Die 
elektive Versorgung musste eingeschränkt werden. Die 
dringende Notwendigkeit der Eindämmung des Infek-
tionsgeschehens wurde zudem durch einen Anstieg der 
mit einer Covid-19-Erkrankung in Zusammenhang ste-
henden Todesfälle untermauert.

Zwischenzeitlich zeigten die sukzessiv verschärften 
Einschränkungen des öffentlichen Lebens und Kon-
taktbeschränkungen erste Wirkungen. Am 3. März 
2021 wurden dem RKI 9.019 neue Fälle übermittelt. In 
Deutschland lag die Inzidenz der letzten 7 Tage Ende 
Februar sowie Anfang März auf einem niedrigen Ni-
veau. Allerdings stieg sie im März bzw. April wieder 
an. Ursächlich hierfür waren insbesondere die neuen 
Virusvarianten, d. h. insbesondere die sog. Alpha- und 
Delta-Variante, die deutlich infektiöser sind als die bis-
herige Variante und deren Ausbreitung schwerer ein-
zudämmen ist. Nachdem die Anzahl der Fälle rückläu-
fig war, ist sie in den zurückliegenden Wochen wieder 
stark angestiegen. Erstmals wurden am 17. November 
2021 über 600 neue Ansteckungsfälle, d.  h. explizit 
642, registriert – ein neuer Höchstwert, seitdem die 
Corona-Pandemie aktiv ist. Am 24. November wurden 
894 neue Infektionsfälle gemeldet.

Die Anzahl der Sterbefälle beträgt aktuell 1.504 (Stand: 
28. März 2022).

Die Sieben-Tage-Inzidenz liegt deutschlandweit bei 
1.700,6 pro 100 000 Einwohner (Stand RKI Dashboard 
28.03.2022). Im Saarland betrug die Sieben-Tages-In-
zidenz zum 28. März 2022 2.286,4 (basierend auf den 
von den saarländischen Gesundheitsämtern täglich an 
das MSGFuF übermittelten Fällen).

In der 11. Kalenderwoche 2022 wurden im Saarland 
38.402 PCR-Tests durchgeführt, wobei die Positivrate 
62,05 Prozent betrug.

Aktuell sind 33.221 Personen aktiv an COVID-19 er-
krankt. 432 davon werden stationär, 36 davon inten-
sivmedizinisch behandelt, wobei 17 Personen beatmet 
werden müssen (Stand: 27. März 2022).
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Den saarländischen Krankenhäusern kommt in der Be-
kämpfung des Corona-Virus und in der Versorgung der 
an COVID-19-Erkrankten eine herausgehobene Aufga-
be zu. Sie unternehmen alles, um die Gesundheitsver-
sorgung der Bevölkerung auch in Krisenzeiten sicher 
zu stellen. Alle in den Krankenhausplan des Saarlan-
des aufgenommenen Krankenhäuser stellen sich dieser 
Verantwortung.
Aktuell (Stand 28. März 2022) sind im Saarland bisher 
18.167 Mutationsfälle aufgetreten, davon 8.272 Fäl-
le der Mutation aus UK, 695 Fälle der Mutation aus 
Südafrika, 26 aus Brasilien, 6.265 Fälle der sog. Delta 
oder indischen Variante und 2.909 Fälle der Omikron 
Variante.
Ende 2021 wurden in Deutschland, wie auch in anderen 
europäischen Ländern, die ersten Infektionen mit der 
neuen aus Südafrika stammenden Omikron-Variante 
festgestellt, die aufgrund größerer Unterschiede zu den 
bisher bekannten Varianten als besorgniserregend ein-
gestuft worden ist. Sie infiziert in kürzester Zeit deut-
lich mehr Menschen und bezieht auch Genesene und 
Geimpfte stärker in das Infektionsgeschehen ein. Da 
Personen mit einer Auffrischungsimpfung einen guten 
Schutz gegen Omikron aufweisen, wird die Impfkam-
pagne bereits seit einigen Wochen deutlich verstärkt. 
Ohne Impfung bzw. ohne Auffrischungsimpfung ist der 
Schutz gegen Omikron gar nicht oder nur teilweise ge-
geben, so dass es darauf ankommt, dass die Impflücke 
in Deutschland immer weiter geschlossen wird. Dies 
ist in den zurückliegenden Monaten in Deutschland 
und insbesondere im Saarland vorangetrieben worden. 
Nichtsdestotrotz sind weiterhin Maßnahmen notwen-
dig, da die Impfquote noch nicht ausreichend ist.
Die Gesundheitsämter können die Kontaktnachverfol-
gung seit einigen Wochen nicht mehr in allen Fällen si-
cherstellen. Die Zahl der Kontaktpersonen ist sehr hoch 
und mit hohem Einsatz von Ressourcen in den Gesund-
heitsämtern verbunden. Daher muss in den Gesund-
heitsämtern derzeit eine Priorisierung der Fälle nach 
vulnerablen Personen, größeren Ausbruchsgeschehen, 
Kitas und Schulen vorgenommen werden. Nur noch 
dort werden die Kontakte nachverfolgt.
Es ist weiterhin notwendig, die Kontakte zu reduzie-
ren und die infektiologischen Maßnahmen umzusetzen. 
Nur so kann die Welle gestoppt werden und eine Über-
lastung des Gesundheitssystems verhindert werden.
Derzeit beträgt der Sieben-Tage-Reproduktionswert 
deutschlandweit 0,78 (aktuelle Meldung des RKI vom 
28. März 2022). Im Saarland beträgt der Sieben-Tage-
Reproduktionswert laut Nowcasting Bericht des RKI 
vom 25. März 2022 0,86. Dies ist weiterhin zu hoch, um 
eine Überlastung des Gesundheitssystems dauerhaft zu 
vermeiden. Der Reproduktionswert muss dauerhaft auf 
einen Betrag von 0,7 bis 0,8 gesenkt und ein erneuter 
Anstieg vermieden werden, damit das Fortschreiten der 
Infektionen nicht zu einer Überlastung der Kranken-
häuser und des gesamten Gesundheitssystems führt. 
Um das Ziel einer zeitnahen und nachhaltigen Absen-
kung der Neuinfektionen und der Reproduktionsrate zu 
erreichen und die dominante Verbreitung hochinfek-
tiöser Virusvarianten in dem erforderlichen Umfang 

auszubremsen, bedarf es weiterhin der Anordnung von 
Schutzmaßnahmen. Ziel ist es das Infektionsgeschehen 
wieder auf ein niedriges Niveau zu senken, damit das 
Gesundheitssystem nicht überbeansprucht wird.

Die Landesregierung hält es im Bewusstsein um die 
Intensität der damit verbundenen Belastungen sowohl 
für den Einzelnen als auch das soziale und wirtschaft
liche Gemeinwesen für geboten, dass weiterhin gewis-
se Schutzmaßnahmen für einen kleineren Zeitraum gel-
ten damit das Pandemiegeschehen beherrschbar bleibt. 
Die täglichen Infektionszahlen im Saarland und die 
Auslastung der Krankenhäuser machen deutlich, dass 
die Lage sich noch nicht entspannt und dass es weiter-
hin entsprechender Regelungen bedarf, um die Funk-
tionsfähigkeit des Gesundheitswesens zu garantieren.

Die Fortgeltung einiger Maßnahmen ist vorerst weiter-
hin erforderlich, um einen exponentiellen Anstieg der 
Fallzahlen zu verhindern.

Aufgrund einer Gesamtschau der aktuellen Lage, d. h. 
der immer noch sehr hohen Sieben-Tage-Inzidenz, der 
zwar sinkenden, aber dennoch hohen Hospitalisie-
rungsrate und vieler weiterer Faktoren, wird daher die 
sog. Stufe gelb des Saarland-Modells festgestellt. Der 
täglich erscheinende Monitoring-Bericht des Minis-
teriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
sowie das wöchentlich stattfindende Expertengespräch 
mit Vertretern der Krankenhäuser, des Rettungsdiens-
tes und der Universität stellen auch bedeutende Inst-
rumente dar, die zur Überwachung der aktuellen Lage 
und Entscheidungsvorbereitung dienen; auch hiernach 
wird die Stufe gelb festgestellt.

Der Bestand an einschränkenden Maßnahmen für 
einzelne Bereiche des öffentlichen Lebens ist weiter-
hin notwendig, um die Verbreitungsmöglichkeiten des 
Virus wieder nachhaltig im erforderlichen Maß zu re-
duzieren bzw. auf ein niedriges Niveau zurückzufüh-
ren und im Ergebnis auch weiterhin verhältnismäßig. 
Handlungsleitendes Ziel muss der Schutz von Leben 
und Gesundheit und der Funktionsfähigkeit des Ge-
sundheitssystems sein. Folgerichtig stellt §  28a Ab-
satz  6 Satz  2 und 3 des Infektionsschutzgesetzes die 
Berücksichtigung sonstiger Belange sowie Bereichs-
ausnahmen einfachgesetzlich ausdrücklich unter den 
Vorbehalt, dass sie mit dem Ziel einer wirksamen Ver-
hinderung der Verbreitung von COVID-19 vereinbar 
sind.

Dies entbindet den Verordnungsgeber nicht von der ver-
fassungsrechtlichen Verpflichtung, die in einem Span-
nungsverhältnis stehenden Verpflichtungen zum Schutz 
von Leben und Gesundheit einerseits und Wahrung in-
dividueller verfassungsrechtlich verbürgter Freiheiten 
andererseits im Wege sogenannter praktischer Konkor-
danz in weitgehenden Ausgleich zu bringen. Aufgrund 
der derzeitigen Lage können deshalb einige Maßnah-
men gestrichen oder reduziert werden. So entfallen die 
3G- bzw. 2G- oder 2Gplus-Nachweispflichten. Außer-
dem werden einrichtungsbezogene Test- und Masken-
pflichten angepasst und auf die gemäß § 28a Absatz 7 
zugelassenen Maßnahmen begrenzt.
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Da die Einschränkungen für den Bürger nicht unwe-
sentliche Beeinträchtigungen seiner Grundrechte be-
deuten, bedürfen sie, um dem Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit zu wahren, vor dem Hintergrund einer 
sich verändernden epidemiologischen Lage einer stän-
digen Rechtfertigungskontrolle, sodass sie fortlaufend 
neu auf ihre Verhältnismäßigkeit hin zu überprüfen 
sind. Dieser verfassungsrechtlichen Vorgabe trägt der 
Verordnungsgeber durch die begrenzte Geltungsdauer 
der Verordnung Rechnung.

Artikel 1 
(Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie (VO-CP))

Teil 1 Allgemeine Vorschriften

Zu § 1 (Begriffsbestimmungen)
In dieser Regelung werden Begriffe, die in dieser Ver-
ordnung regelmäßig verwendet werden, näher be-
stimmt.
Es wird in Satz  1 klargestellt, was unter den Nach-
weisen über einen Impfschutz gegen COVID-19, eine 
Genesung von einer COVID-19-Erkrankung oder ein 
negatives Ergebnis einer Testung auf eine Infektion mit 
dem SARS-CoV-2 Virus im Sinn dieser Verordnung zu 
verstehen ist.
Die minderjährigen Schülerinnen und Schüler weisen 
ihre regelmäßige Teilnahme an den im Rahmen des 
verbindlichen schulischen Schutzkonzeptes stattfin-
denden Testungen auf das Vorliegen einer Infektion mit 
dem SARS-CoV-2-Virus samt negativem Testergebnis 
durch die dort ausgestellten oder der Schule vorgeleg-
ten Nachweise über das Nichtvorliegen einer Infektion 
mit dem SARS-CoV-2-Virus nach. Ebenfalls von der 
Pflicht zur Vorlage eines Nachweises über das Nicht-
vorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus 
nach Absatz 1 bis 2 ausgenommen sind minderjährige 
Schüler und Schülerinnen sofern diese Schüler einen 
Nachweis nach §  1 Satz  1 Nr. 3 dieser Verordnung, 
sowie einen Schülerausweis oder ein anderes Bestäti-
gungsschreiben der Schule vorweisen können. Dies gilt 
insbesondere für Schülerinnen und Schüler aus anderen 
Bundesländern, aber auch für saarländische Schülerin-
nen und Schüler.

Teil 2 Allgemeine Hygiene- und 
Infektionsschutzvorgaben

Zu § 2 (Mund-Nasen-Bedeckung)
Absatz 1
Das Tragen einer medizinischen Mund-Nasen-Bede-
ckung im öffentlichen Leben kann dazu beitragen, die 
Ausbreitung von COVID-19 in der Bevölkerung zu 
verlangsamen und Risikogruppen vor Infektionen zu 
schützen. Durch eine Mund-Nasen-Bedeckung kön-
nen infektiöse Tröpfchen, die man zum Beispiel beim 
Sprechen, Husten oder Niesen ausstößt, abgefangen 

werden. Das Risiko, eine andere Person dadurch an-
zustecken, kann so verringert werden (Fremdschutz).

Ziffer 1 regelt die Pflicht zum Tragen einer medizini-
schen Mund-Nasen-Bedeckung in Einrichtungen ge-
mäß § 28a Abs. 7 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a IfSG. 
Dazu gehören Arztpraxen; Krankenhäuser; Einrichtun-
gen für ambulantes Operieren; Vorsorge- oder Rehabi-
litationseinrichtungen, in denen eine den Krankenhäu-
sern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt; 
Dialyseeinrichtungen; Tageskliniken; ambulante Pfle-
gedienste, die ambulante Intensivpflege in Einrichtun-
gen, Wohngruppen oder sonstigen gemeinschaftlichen 
Wohnformen erbringen, und Rettungsdienste.

Außerdem gilt diese Maskenpflicht ebenso für alle 
übrigen voll- oder teilstationäre Einrichtungen zur Be-
treuung und Unterbringung älterer, behinderter oder 
pflegebedürftiger Menschen oder vergleichbare Ein-
richtungen sowie für alle übrigen ambulanten Pflege-
dienste und Unternehmen, die den Einrichtungen ver-
gleichbare Dienstleistungen anbieten.

Ziffer 2 regelt die Maskenpflicht für alle Fahrgäste 
sowie das Kontroll- und Servicepersonal in Verkehrs-
mitteln des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV). 
Dies gilt auch für das Fahr- und Steuerpersonal, soweit 
für dieses tätigkeitsbedingt physischer Kontakt zu an-
deren Personen besteht.

Ziffer 3 regelt die Maskenpflicht für Obdachlosen-
unterkünfte und Einrichtungen zur gemeinschaftlichen 
Unterbringung von Asylbewerbern, vollziehbare Aus-
reisepflichtigen, Flüchtlingen und Spätaussiedlern.

Hierdurch soll die Anzahl weiterer Infektionen mini-
miert werden. Eine medizinische Mund-Nasen-Bede-
ckung mindert das Risiko einer Infektion insbesondere 
in Situationen, in denen kein Abstand gehalten werden 
kann. Da in geschlossenen Räumen die Durchlüftung 
nicht immer ausreichend gewährleistet werden kann, 
ist das Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske (OP-
Masken) oder auch Masken der Standards KN95/N95 
oder FFP2 oder höherer Standards gerad. h.er ein not-
wendiges Mittel, um das Infektionsrisiko zu mindern.

Durch Satz  2 werden sämtliche Betreiber oder sons-
tigen Verantwortlichen der genannten Einrichtungen, 
Anlagen und Betriebe sowie Veranstalter verpflichtet, 
die Einhaltung der Pflichten in ihrem jeweiligen Ver-
antwortungsbereich sicherzustellen. Die Verpflichtung 
umfasst auch das Personal, eine Ausnahme ist nur bei 
Vorliegen gesundheitlicher Gründe gestattet oder wenn 
gleichwertiger Infektionsschutz z. B. durch Spuck-
schutz, Scheiben oder konstant ausreichenden Abstand 
gewährleistet ist. Der Arbeitgeber hat darüber hinaus 
sicherzustellen, dass die arbeitsschutzrechtlichen Be-
stimmungen eingehalten werden. Im Falle der Ziffer 2 
sind die Beförderer lediglich verpflichtet die Einhal-
tung der Maskenpflicht durch stichprobenhafte Kont-
rollen zu überwachen.

Absatz 2

Die in Absatz 1 Satz 1 normierte Verpflichtung gilt nur 
für Kinder ab Vollendung des sechsten Lebensjahres.
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Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung 
nach Absatz 1 Satz 1 besteht nach Ziffer 2 nicht für Per-
sonen, die ärztlich bescheinigt aufgrund einer gesund-
heitlichen Beeinträchtigung, einer ärztlich bescheinig-
ten chronischen Erkrankung oder einer Behinderung 
keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen können. Ent-
scheidend ist, ob durch die bestehende Einschränkung 
im Einzelfall das Tragen einer medizinischen Mund-
Nasen-Bedeckung in körperlicher, seelischer oder 
geistiger Hinsicht unzumutbar erscheint. Diese Gründe 
müssen nicht zwingend durch konkret definierte Unter-
lagen belegt werden, eine Glaubhaftmachung reicht 
aus. Dazu können insbesondere auch ärztliche Atteste 
verwendet werden.
Gehörlose und schwerhörige Menschen und Personen, 
die mit diesen kommunizieren, sowie ihre Begleitper-
sonen, sind von der Pflicht zum Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung ausgenommen. Gehörlose und 
Schwerhörige würden ansonsten in ihrer Kommunika-
tion unverhältnismäßig stark eingeschränkt werden.
Stationäre Patienten in Krankenhäusern, Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen außerhalb eines unmittel-
baren Personenkontaktes müssen ebenso keine medizi-
nische Mund-Nasen-Bedeckung tragen. Die Ausnahme 
nach Ziffer 2 bleibt unberührt.
Nummer 5 ermöglicht das Abnehmen der medizini-
schen Mund-Nasen-Bedeckung während Tätigkeiten, 
bei denen nach der Natur der Sache das Tragen nicht 
möglich ist, beispielsweise beim Schwimmen, in der 
Sauna, beim Chorgesang oder beim Spielen von Blas-
instrumenten.
Absatz 3
Eltern und Sorgeberechtigte haben dafür Sorge zu tra-
gen, dass ihre Kinder und Schutzbefohlenen der Ver-
pflichtung nach Absatz 1 Satz 1 nachkommen, sofern 
diese dazu in der Lage sind.

Zu § 3 (Absonderung bei positivemSARS-CoV-2-
Testergebnis)
Die generelle Anordnung einer Absonderung aufgrund 
eines positiven Testergebnisses ist weiterhin erforder-
lich, um mögliche Infektionsketten unmittelbar zu 
unterbrechen. Im Hinblick auf die Verbreitung von 
Virusvarianten stellt sie gerade auch aus Vorsorgege-
sichtspunkten einen wichtigen Baustein der Pandemie-
bekämpfung dar.
Die Regelung setzt darüber hinaus den Beschluss der 
MPK vom 7. Januar 2022 sowie Empfehlungen des 
RKI zum Kontaktpersonenmanagement um, wonach 
Haushaltsangehörige als enge Kontaktpersonen ein-
zustufen sind und die Absonderung von Haushaltsan-
gehörigen, Kontaktpersonen und Infizierten Personen 
unter bestimmten Voraussetzungen mit einem Test ver-
kürzen können oder obsolet ist. Die angeordnete Dauer 
und die Möglichkeiten der Beendigung der Quarantäne 
entsprechen den aktuellen Empfehlungen des RKI und 
der Beschlusslage der MPK.
„Hausstandsangehöriger“ ist jede Person, die mit der 
positiv getesteten Person in einer faktischen Wohnge-

meinschaft zusammenlebt, „enge Kontaktperson“ jede 
Person, die nach den jeweils geltenden Kriterien des 
Robert Koch-Instituts von dem zuständigen Gesund-
heitsamt als solche eingestuft wird.
Für Personen, bei denen eine solche Einstufung noch 
nicht erfolgt ist oder die eine Mitteilung über die Ein-
stufung noch nicht erhalten haben, die jedoch in sons-
tiger Weise davon Kenntnis erlangt haben, dass sie die 
Kriterien des Robert Koch-Instituts zur Einstufung als 
enge Kontaktperson erfüllen, wird gebeten, sich unmit-
telbar in Absonderung zu begeben.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sollten Haus-
haltsangehörige als enge Kontaktpersonen folgende 
Verhaltensweisen beachten:
1.	 Nach Möglichkeit zeitliche und räumliche Tren-

nung der engen Kontaktperson von anderen Haus-
haltsmitgliedern (z. B. keine gemeinsame Einnah-
me von Mahlzeiten, räumliche Trennung, getrennte 
Schlafplätze). Für im Haushalt lebende Kinder 
müssen die Quarantäneregelungen altersentspre-
chend angepasst werden. Beispielsweise ist eine 
räumliche Trennung von Kindern und Eltern (und 
ggf. Geschwistern) im Haushalt nur einzuhalten, 
wenn sie für die Eltern vertretbar ist und vom Kind 
gut toleriert wird.

2.	 Häufiges Händewaschen, Einhaltung der Nies- und 
Hustenregeln, häufiges Lüften

Personen nach Absatz  2 Satz  1 ist die Absonderung 
durch die zuständige Behörde schriftlich zu bestätigen. 
Diese benötigen den schriftlichen Nachweis, um die 
Quarantänisierung sowohl bei ihrem Arbeitgeber als 
auch bei möglichen Entschädigungsansprüchen gem. 
§ 56 IfSG nachzuweisen.
Allein aus Gründen des Datenschutzes kann hier zum 
Nachweis beim betreffenden Arbeitgeber als auch 
im Antragsverfahren nach § 56 IfSG die Vorlage des 
Labornachweises der Indexperson nicht verlangt 
werden.
Schülerinnen und Schüler sowie Kinder ab Vollendung 
des ersten Lebensjahres können sich im Saarland als 
Kontaktpersonen auf Grund des seriellen Testregimes 
in diesen Einrichtungen nach frühestens fünf Tagen 
mittels Nukleinsäurenachweis oder Schnelltest freites-
ten. Dies betrifft die Fälle, in denen die Schülerinnen 
und Schüler sowie Kinder ab Vollendung des ersten 
Lebensjahres keine Kontaktperson eines Infektions-
falles in Schulen, Kindertagesstätten und Einrichtun-
gen der Kindertagespflege sind. In diesen Fällen ist 
die Saarländische Verordnung zur Absonderung bei 
Infektionsfällen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
in Schulen, Kindertagesstätten und Einrichtungen der 
Kindertagespflege anzuwenden. Es sind demnach die 
Fälle umfasst, bei denen die Schülerinnen und Schüler 
Kontaktpersonen außerhalb der Schule oder der Kin-
dertageseinrichtung waren, beispielsweise als Haus-
haltsangehörige.
Entsprechend der Empfehlung des Expertenrats haben 
Bund und Länder daher im Rahmen der MPK vom 
7. Januar 2022 für ein ausgewogenes Konzept zur Iso-
lation von Erkrankten und zur Quarantäne von Kontakt-
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personen gesorgt. Es soll zugleich den Erfordernissen 
des Infektionsschutzes gerecht werden, insbesondere 
für vulnerable Gruppen.

Ziel ist es, weiterhin das Infektionsrisiko durch ein-
getragene Infektionen zu verringern. Insbesondere soll 
die Bevölkerung vor dem unkontrollierten Eintrag neu-
er Virusvarianten mit ernstzunehmenden Veränderun-
gen in den Viruseigenschaften geschützt werden, wozu 
Maßnahmen zur Limitierung einer möglichen Verbrei-
tung dieser Virusvarianten geboten sind.

Da die verpflichtende Meldung des positiven Test-
ergebnisses an das jeweilige Gesundheitsamt in der 
Regel durch das auswertende Labor erfolgt, sollen die 
positiv getesteten Personen dem Gesundheitsamt ihre 
engen Kontaktpersonen mitteilen.

Aufgrund der in der momentan Omikronwelle be-
grenzten PCR-Kapazität ist davon auszugehen, dass 
der Nachweis des Nichtvorliegens einer Infektion mit 
SARS-CoV-2 zur Beendigung der Absonderung über-
wiegend mit einem Testnachweis im Sinne des §  1 
Satz 1 Nummer 3 geführt werden muss.

Teil 3 Sonderregeln für besondere Lebens-  
und Arbeitsbereiche

Zu § 4 (Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderungen)

Den Menschen mit Behinderungen soll es ermöglicht 
werden, Einrichtungen wie die Werkstatt für Menschen 
mit Behinderung, Tagesförderstätten oder Tageszentren 
zu besuchen.

Um die Gefährdung von Menschen mit Behinderung 
gering zu halten müssen die Empfehlungen der Bun-
desregierung zum Arbeitsschutz in Zeiten der Coro-
na-Pandemie „Arbeitsschutzstandard SARS-CoV-2“ 
sowie die Maßgaben der „SARS-CoV-2-Arbeitsschutz-
verordnung – (Corona-ArbSchV)“ in der jeweils gül-
tigen Fassung beachtet werden. Das vom Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und Familie erstellte „Hand-
lungskonzept des Saarlandes zum Infektionsschutz und 
zum gleichzeitigen Schutz vulnerabler Gruppen im Be-
reich der Eingliederungshilfe im Rahmen der Corona-
Pandemiemaßnahmen“ regelt Einzelheiten.

Zu § 5 (Einrichtungen der Kinder-  
und  Jugendhilfe sowie vergleichbare  
soziale Einrichtungen und Angebote)

Absatz 1

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie 
vergleichbare Einrichtungen und Angebote sind ins-
besondere Einrichtungen der Gemeinwesenarbeit, 
Jugendzentren, Kinderheime, Beratungs- und Unter-
stützungsangebote und Selbsthilfegruppen sowie Frü-
he Hilfen. Es wird empfohlen, weiterhin jeweils einen 
Hygieneplan zu konzipieren und umzusetzen, da in 
diesen Einrichtungen eine wesentliche (Sozial-) Be-
ratungs- und Unterstützungsleistung für Menschen in 
Notlagen oder zum präventiven Kinderschutz stattfin-

det. Die Verpflichtung zur Erstellung und Umsetzung 
von Hygieneplänen i. S. d. § 36 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. 
§  33 Nr. 4 des Infektionsschutzgesetzes bleibt unbe-
rührt.

Absatz 2

Die Durchführung von Maßnahmen nach § 11 SGB VIII 
ist erlaubt. Auch hier wird empfohlen, jeweils einen 
Hygieneplan zu konzipieren und umzusetzen.

Zu § 6 (Einrichtungen zur Pflege, Vorsorge-  
und Rehabilitationseinrichtungen, Krankenhäuser 
und weiterer Leistungsbereiche)

Absätze 1 bis 3

Menschen, die in Einrichtungen der teilstationären 
Tages- und Nachtpflege untergebracht sind oder Be-
treuungsgruppen besuchen, benötigen den besonderen 
Schutz, da sie oftmals an chronischen Erkrankungen 
leiden und altersbedingt zu den Risikogruppen gehören. 
Gleiches gilt für Patienten und Mitarbeiter in Kranken-
häusern, Vorsorge- und Reha-Einrichtungen. Kranken-
häuser, Vorsorge- und Reha-Einrichtungen müssen für 
ihren Betrieb weitere Maßnahmen zur Gewährleistung 
des Schutzes ihrer Patienten und Mitarbeiter treffen.

In Einrichtungen der teilstationären Tages- und Nacht-
pflege gemäß § 1a Absatz 3 des Saarländischen Wohn-
, Betreuungs- und Pflegequalitätsgesetzes sind Gäste, 
Beschäftigte und Besuchende nach den Vorgaben des 
jeweils aktuell geltenden Landesrahmenkonzeptes des 
Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie zu testen. Die Regelungen zum Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung gemäß dem jeweils aktuell 
geltenden Landesrahmenkonzept des Ministeriums für 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie sind einzu-
halten.

Da es sich bei pflegebedürftigen Personen oftmals um 
Personen handelt, die aufgrund ihres Alters oder ihres 
Gesundheitszustandes ein erhöhtes Risiko für einen 
schweren oder tödlichen Krankheitsverlauf haben, 
wird die Maskenpflicht bei Betreuungsgruppenangebo-
ten im Rahme eines Angebotes zur Unterstützung im 
Alltag als sinnvolles Mittel erachtet, die Betroffenen 
vor einer Infektion bestmöglich zu schützen.

Einrichtungen nach § 1a Absatz 1 und 2 des Saarländi-
schen Wohn-, Betreuungs- und Pflegequalitätsgesetzes 
haben die Vorgaben des Landesrahmenkonzepts des 
Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Fa-
milie zur Testung von Bewohnerinnen und Bewohnern, 
Besuchenden und Beschäftigten sowie den Regelungen 
zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung einzu
halten.

Absatz 4

Die Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtungen 
haben die Vorgaben der jeweils gültigen Nationalen 
Teststrategie SARS-CoV-2 und die Vorgaben der saar-
ländischen Teststrategie sowie die jeweils aktuellen 
Hinweise des RKI zur Testung von Patienten auf Infek-
tionen mit dem neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 
zu beachten.
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Absatz 4a
Das aktuelle Infektionsgeschehen und die steigende 
Hospitalisierungsrate lässt bei ungebremsten Fortgang 
eine Überlastung der saarländischen Gesundheitsver-
sorgung, insbesondere im stationären und intensiv-
medizinischen Bereich absehen. Die bereits seit Tagen 
angespannte Lage in den saarländischen Kliniken ver-
schärft sich zunehmend. Nahezu flächendeckend wird 
von grenzwertiger Auslastung insbesondere der inten-
sivmedizinischen Kapazitäten berichtet. Zumindest 
zeitweilige Abmeldungen im Zentralen landesweiten 
Bettenkapazitätennachweis (ZLB) erhöhen den Druck 
auf die verbleibenden aufnahmebereiten Kliniken so-
wie den Rettungsdienst. Es musste wieder vermehrt 
auf Zuweisungen für internistische, kardiologische, 
intensivmedizinische und infektiologische Behand-
lungskapazitäten zurückgegriffen werden. Die elektive 
Versorgung muss zunehmend eingeschränkt werden. 
Angesichts der dynamischen Entwicklung der Neu-
infektionszahlen muss – auch wenn zügig Gegenmaß-
nahmen eingeleitet werden – von einer kurzfristigen 
deutlichen Verschärfung des Lagebildes in den saar-
ländischen Kliniken ausgegangen werden. Intensiv-
kapazitäten können mangels Verfügbarkeit von Pflege-
kräften unter den gegebenen Rahmenbedingungen nur 
noch begrenzt gesteigert werden. Mit dem Entstehen 
weiterer Einschränkungen bei quarantäne- oder erkran-
kungsbedingt steigenden Ausfallquoten im Bereich 
des medizinischen Personals muss wieder gerechnet 
werden.
Die weitere Verschärfung der Maßnahmen zur Eindäm-
mung des Infektionsgeschehens sind auch erforderlich. 
Mildere, gleich wirksame Mittel stehen unter Berück-
sichtigung der Einschätzungsprärogative des Verord-
nungsgebers (vgl. dazu etwa BayVGH, Beschluss vom 
9. April 2020 – 20 NE 20.664 – BeckRS 2020, 6515) 
nicht zu Verfügung.
Das zuständige Ministerium muss in die Lage versetzt 
werden, die Krankenhäuser anzuweisen, planbare Ein-
griffe zu verschieben. Nur auf diesem Wege kann ge-
währleistet werden, dass die Gefahr einer Überlastung 
der Krankenhäuser deutlich reduziert wird.

Zu § 7 (Landesaufnahmestelle)
Der Bund hat mit Inkrafttreten der CoronaEinreiseV 
einheitlich bestimmte Regelungen für die Einreise und 
Absonderung getroffen. Es fehlt jedoch eine Regelung 
für Personen, die neu oder nach längerer Abwesenheit 
erneut in der Landesaufnahmestelle aufgenommen wer-
den. Gleiches gilt für Personen, die aus anderen Bun-
desländern umverteilt werden und deren Reiseweg und 
zwischenzeitlicher Verbleib ebenso unklar und nicht 
eindeutig aufklärbar ist. Für die hieraus resultierenden 
pandemischen Gefahren ist eine Regelung notwendig. 
Die Reiseroute der Neuzugänge ist zumeist unklar, so 
dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass sie sich 
insbesondere in Gebieten mit besonders hohem Infek-
tionsrisiko aufgehalten haben, unter Bedingungen, in 
denen kein hinreichender Schutz gegen SARS-CoV-
2-Infektionen gewährleistet ist. Ein erhöhtes Anste-
ckungsrisiko geht ebenfalls von Personen aus, die im 

Falle einer längeren unerlaubten Abwesenheit in eine 
Erstaufnahmeeinrichtung zurückkehren (sog. Wieder-
aufgetauchte). Spezifische Regelungen sind auch wei-
terhin notwendig, denn die Impfquote und das Infek-
tionsgeschehen in anderen Ländern unterscheidet sich 
deutlich zu der Lage in Deutschland und die Menschen 
kommen auf verschiedenen Wegen nach Deutschland, 
was zu einem diffusen Infektionsgeschehen führt, 
das belegt auch zuletzt die hohe Positivtestrate in der 
Landesaufnahmestelle durch die Neuzugänge aus der 
Ukraine. Zum Schutz der Gesundheit der bereits dort 
befindlichen Bewohner und der Mitarbeiter ist es un-
abdingbar COVID-19 positive Personen frühzeitig zu 
erkennen und entsprechend zu isolieren, damit es nicht 
zu einem unkontrollierten Infektionsausbruch kommt. 
Zumal im Falle einer Weiterverteilung auf die Kommu-
nen lokale Hotspots entstehen könnten, die zu einem 
exponentiellen Anstieg der Infizierten führen können.

Teil 4 Ordnungswidrigkeiten  
und Schlussvorschriften

Zu § 8 (Straftaten und Ordnungswidrigkeiten)

Definiert die Zuwiderhandlungen gegen die Vorschrif-
ten als Ordnungswidrigkeiten, soweit sich die entspre-
chenden Regelungen auf § 32 Absatz 1 i. V. m. § 28 
Absatz 1 Satz 1 IfSG stützen. Die Ahndungshöhe be-
stimmt sich nach einem gesondert erstellten Bußgeld-
katalog, um eine landeseinheitliche Verfahrensweise 
sicherzustellen.

Verstöße gegen die Verpflichtung, eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen, werden generell mit Bußgeld be-
droht. Bislang stellte lediglich das Versäumnis der Ver-
antwortlichen oder Betreiber eine Ordnungswidrigkeit 
dar, die mit einer Geldbuße bis zu 500,00 Euro geahn-
det werden konnte.

Die steigenden Infektionszahlen, die auch durch die 
zunehmende Leichtfertigkeit im Umgang mit zwingen-
den Hygieneregeln verursacht sind, bedingen eine an-
gemessene Reaktion des Verordnungsgebers.

Zu § 9 (Zuständige Behörden)

Zuständig für die Ausführung und Durchsetzung dieser 
Verordnung, sowie der § 28b Absatz 5 und § 28c des 
Infektionsschutzgesetzes sind vorbehaltlich anderwei-
tiger Regelungen in dieser Verordnung die Ortspoli-
zeibehörden und unbeschadet von § 1 der Verordnung 
über Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzge-
setz vom 12. September 2016 (Amtsbl. I S. 856), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 22. April 2021 
(Amtsbl. I S.1050), ergänzend die Vollzugspolizei; dies 
umfasst auch die Kontrolle der Einhaltung der Vor-
schriften dieser Verordnung sowie des § 28b Absatz 5 
und §  28c des Infektionsschutzgesetzes. Zuständige 
Verwaltungsbehörden für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach dieser Verordnung 
sind die Gemeindeverbände. Die Ortspolizeibehörden 
und die Vollzugspolizei werden ermächtigt, bei Verstö-
ßen gegen die bußgeldbewehrten Vorschriften des § 2 
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Absatz 2 Verwarnungen zu erteilen und Verwarnungs-
gelder in Höhe von 50 Euro zu erheben.

Die Vollzugspolizei leistet Amts- und Vollzugshilfe; 
die polizeilichen Gefahrenabwehraufgaben nach dem 
Saarländischen Polizeigesetz bleiben unberührt und 
bestehen weiterhin fort.

Absatz 3 regelt die landesrechtlichen Zuständigkeiten 
zur Durchführung der Coronavirus-Einreiseverord-
nung.

Die Vorschriften nach der Verordnung über die Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz vom 
12. September 2016 (Amtsbl. I 2016, S. 856) bleiben 
unberührt.

Zu § 10 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Diese Verordnung tritt am 3. April 2022 in Kraft und 
mit Ablauf des 16. April 2022 außer Kraft; gleichzei-
tig tritt die bisherige Verordnung zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie vom 19. März 2022 außer Kraft.

Artikel 2

Begründung zur Verordnung zum Schulbetrieb und 
zum Betrieb sonstiger Bildungseinrichtungen sowie 
zum Betrieb von Kindertageseinrichtungen während 
der Corona-Pandemie

Kapitel 1

Zu § 1 (Schulbetrieb während  
der Corona-Pandemie)

Im Hinblick auf die Darstellung der aktuellen pan-
demischen Lage wird auf die Darlegungen in der 
Begründung der Verordnung zur Änderung infek-
tionsrechtlicher Verordnungen zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie verwiesen.

Der Unterricht fand im vergangenen Schuljahr teil-
weise im regulären Betrieb und teilweise im Wechsel-
unterricht statt. Einhergehend mit massiven Einschrän-
kungen im öffentlichen und gesellschaftlichen Leben 
wurde im Zeitraum 16. Dezember 2020 bis zum 10. Ja-
nuar 2021 der Präsenzunterricht vor Ort für alle Klas-
sen und Kurse ausgesetzt.

Die Rückkehr zum regulären Schulbetrieb, der seit dem 
31.  Mai 2021 stattfindet, wurde durch ein Paket von 
Hygiene- und Schutzmaßnahmen begleitet.

Durch den umfassenden Musterhygieneplan ist ein 
strenger Infektionsschutz in den Schulen weiterhin ge-
währleistet. Er umfasst insbesondere die verpflichte-
nde Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 zweimal in der Woche für alle Personen 
in der Schule, Regelungen zur Verpflichtung des Tra-
gens eines Mundnasenschutzes, das regelmäßige Lüf-
ten in Räumen sowie die grundsätzliche Festlegung des 
Jahrgangs als Kohorte. Zudem besteht ein Impfangebot 
für alle Lehrkräfte und alle weiteren Beschäftigten in 
der Schule.

Aufgrund dieser umfassenden Maßnahmen waren Öff-
nungsschritte mit dem Ziel der schrittweisen Rückkehr 
zum Präsenzunterricht nicht nur vertretbar, sondern an-
gesichts der gravierenden drohenden Folgen einer fort-
dauernden Schulschließung für die Schülerinnen und 
Schüler (Anwachsen der Lernrückstände, Defizite in 
der sozial-emotionalen Entwicklung, fehlende Struktu-
ren für den Lernalltag, fehlende adäquate Vorbereitung 
auf Abschlüsse u. a.) geboten.
Nach den Sommerferien wurde der Präsenzunter-
richt fortgesetzt. Insbesondere für die Aufarbeitung 
der Lernrückstände, die Lernstanddiagnostik und die 
Lerndiagnostik und die individuelle Förderung der 
Schülerinnen und Schüler ist der Präsenzunterricht un-
erlässlich. Zudem wird den Schülerinnen und Schülern 
wieder eine verlässliche Alltagsstruktur im Lernen und 
im sozialen Umgang während der Herausforderung der 
Pandemie ermöglicht.
Absatz 2
Im vergangenen Schuljahr wurde der Schulbetrieb 
unter pandemischen Rahmenbedingungen umgesetzt, 
dies unter Beachtung der erforderlichen Hygienere-
gelungen. Zur Gewährleistung des erforderlichen Ge-
sundheitsschutzes dient der Musterhygieneplan Schule 
in der jeweils geltenden Fassung. Dieser Musterhygi-
eneplan zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen 
der Corona-Pandemiemaßnahmen dient als Muster zur 
Ergänzung zu den schulischen Hygieneplänen nach 
§ 36 i. V. m. § 33 Infektionsschutzgesetz, die von den 
Schulträgern gemeinsam mit den Schulen umgesetzt 
werden.
Absatz 3
Seit dem Auslaufen der Regelung des § 28b Infektions-
schutzgesetzes am 30. Juni 2021 werden die Regelun-
gen zur Zutrittsbeschränkung verbunden mit der Test-
obliegenheit auf landesrechtlicher Basis fortgeführt. 
Dabei blieb die Ausgestaltung unverändert (Einbezie-
hung aller an der Schule tätigen Personen, Entfallen der 
Verpflichtung der Vorlage eines Nachweises über das 
Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus durch Vorlage eines Nachweises im Sinne des 
§ 2 Absatz 1 Nr. 1 oder 2 der Verordnung zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie, Ausnahmen bei ärztlichem 
Attest, Abmeldemöglichkeit vom Präsenzschulbetrieb 
für Schülerinnen und Schüler im Falle der Nichtteil-
nahme an den Testungen). Im November 2021 ver-
schärfte sich die pandemische Lage deutlich, sowohl 
im Hinblick auf die Infektionszahlen als auch auf die 
Hospitalisierungen. (Insoweit wird auf die Darstellung 
im allgemeinen Teil der Begründung verwiesen.) An-
gesichts dessen war es gerechtfertigt und geboten, auch 
Geimpfte und Genesene einer Testpflicht zu unterwer-
fen. Dies gilt insbesondere wegen der Besonderheiten 
im Schulbereich sowie insbesondere im Hinblick da-
rauf, dass für Kinder unter 12 Jahren noch keine Imp-
fungen erfolgen konnten und derzeit noch keine ent-
sprechende Impfempfehlung vorliegt. Daher waren 
dann neben den Schülerinnen und Schülern auch die 
Lehrkräfte und anderen an der Schule tätigen Personen, 
unabhängig davon ob sie geimpft oder genesen sind, 
zwecks Teilnahme am Präsenzschulbetrieb verpflich-
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tet, zweimal in der Woche mittels eines Testergebnis-
ses das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2-Virus nachzuweisen.

Im Januar 2022 hat die Omikron-Welle dann zu einem 
massiven Anstieg der Fallzahlen geführt. Diese Ent-
wicklung spiegelte sich auch in unseren Schulen und 
Kindertageseinrichtungen anhand von Infektions- und 
Quarantänezahlen wider. Mit Omikron ist eine hoch 
ansteckende Variante dominant geworden, die aber 
mit einer geringeren Zahl von Hospitalisierungen und 
schweren Verläufen einhergeht. Gleichzeitig stellen die 
Gesundheitsämter fest, dass gerade die Schulen und 
auch Kindertageseinrichtungen in der aktuellen Situ-
ation aufgrund strenger Infektionsschutzmaßnahmen 
relativ sichere Orte sind. Die konsequente Umsetzung 
von Maskenpflicht, Lüftung und regelmäßigen Testun-
gen werden als effektive Schutzmaßnahmen betrachtet.

Aufgrund des generellen aktuellen Infektionsgesche-
hens ist es seitdem zunehmend nicht mehr unterscheid-
bar, ob es sich um Folgefälle eines Eintrages in die 
Klasse handelt oder um parallele Einträge. Unterschei-
dungen, ebenso wie breite und eskalative Maßnahmen, 
die in der aktuellen Situation keine epidemiologische 
Wirkung mehr entfalten können, sind nicht aktuell nicht 
verhältnismäßig. Die Absonderung wird daher auf die 
jeweils positiv getestete Person beschränkt. Eine Fest-
legung von Kontaktpersonen erfolgt dementsprechend 
nicht. Für alle weiteren Personen in der jeweiligen 
Gruppe gilt in der Folge eines bestätigten Corona-Falls 
so wie bisher für acht Schultage ein verschärftes Mas-
ken- und Testregime (Saarländische Verordnung zur 
Absonderung bei Infektionsfällen mit dem Corona
virus SARS-CoV-2 in Schulen, Kindertagesstätten und 
Einrichtungen der Kindertagespflege (Saarländische 
Absonderungsverordnung – SLAbsonderungsVO)) in 
der jeweils geltenden Fassung.

In diesem Zusammenhang wurde – zur Verstärkung der 
Infektionsschutzmaßnahmen – die Zahl der regelmäßi-
gen Testungen in den Schulen pro Woche von bisher 
zwei auf drei Antigenschnelltests erhöht. Die übrigen 
im Zusammenhang mit den schulischen Testungen gel-
tenden Vorschriften gelten unverändert fort.

Die Regelungen zu den regelmäßigen Testungen an 
Schulen werden angesichts der aktuellen Infektionsla-
ge und angesichts des Fortbestehens einer diesbezüg-
lichen bundesgesetzlichen Rechtsgrundlage im Infek-
tionsschutzgesetz aufrechterhalten.

Hinsichtlich der Testzertifikate gilt weiterhin: Gültige 
Testzertifikate sind solche, die einen an einer privaten 
oder im Auftrag des Saarlandes betriebenen Teststelle 
(z. B. private Teststelle, Testzentrum oder Apotheke) 
mit negativem Ergebnis durchgeführten SARS-CoV-2 
PoC-Antigen-Test oder Selbsttest bescheinigen. Die 
Bescheinigungen von privaten Teststellen sind dann 
nicht zu akzeptieren, wenn sie nicht im Zusammen-
hang mit der Betreibereigenschaft oder der Inanspruch-
nahme der Dienstleistung ausgestellt wurden (wenn die 
Testung beispielsweise ausschließlich im familiären 
Kontext oder ohne Bezug zur Dienstleistung stattfand).

Absatz 4
Die Vorgabe betrifft die an den Schulen in Verantwor-
tung der jeweiligen Maßnahmeträger stattfindende Fe-
rienbetreuung und weitere Ferienangebote. Für diese 
findet der Musterhygieneplan Schulen entsprechende 
Anwendung. Zudem ist – ebenso wie im Schulbetrieb – 
von den Teilnehmenden dreimal die Woche der Nach-
weis über das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus zu führen.
Absatz 5
Von der Teilnahme am Präsenzunterricht werden auf 
Antrag befreit
1.	 Schülerinnen und Schüler, die nach näherer Maß-

gabe des Ministeriums für Bildung und Kultur als 
vulnerabel zu betrachten sind oder mit als vulnera-
bel zu betrachtenden Personen in einem Haushalt 
leben; die Vulnerabilität ist durch ärztliches Attest 
nachzuweisen;

2.	 Schülerinnen und Schüler, die den Zutrittsbe-
schränkungen des Absatzes 3 unterliegen (Abmel-
dung vom Präsenzunterricht).

Die Schülerinnen und Schüler im Sinne der Ziffern 1 
und 2 nehmen trotz der Befreiung vom Präsenzunter-
richt an den nach den schulrechtlichen Vorgaben in Prä-
senzform zu erbringenden Leistungsnachweisen teil. 
Insoweit sind besondere Schutzmaßnahmen zu treffen; 
das Nähere regelt der Musterhygieneplan Saarland zum 
Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Corona-
Pandemiemaßnahmen sowie das Ministerium für Bil-
dung und Kultur.
Absatz 6
Die Regelung stellt dar, was unter dem „Lernen von zu 
Hause“ zu verstehen ist. Dieses kommt dann zur An-
wendung,
1.	 für Schülerinnen und Schüler, die wegen Vulnera-

bilität oder mit Blick auf die Testverpflichtungen 
vom Präsenzunterricht befreit sind,

2.	 für Schülerinnen und Schüler, die vor dem Hinter-
grund der Testobliegenheit vom Präsenzunterricht 
abgemeldet wurden,

3.	 für Schülerinnen und Schüler, die aus Infektions-
schutzgründen aufgrund einer entsprechenden Ab-
sonderungsverpflichtung nicht am Präsenzunter-
richt teilnehmen.

Dann erfüllt die Schule ihren Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag durch ein pädagogisches Angebot im 
„Lernen von zu Hause“. Die Schulpflicht wird in die-
sen Fällen durch die Wahrnehmung des pädagogischen 
Angebots und das Nachkommen der damit verbunde-
nen Verpflichtungen im „Lernen von zu Hause“ erfüllt.
Absatz 7
Schulfremden Personen ist die Beteiligung an der 
Durchführung einer schulischen Veranstaltung in In-
nenbereich oder die Teilnahme an einer solchen nur ge-
stattet, wenn sie einen Nachweis nach § 1 Nummer 3 
der Verordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 
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(3G-Nachweis) vorlegen. Gleiches gilt für alle für den 
Schulbetrieb notwendigen (sonstigen) Zusammenkünf-
te (insbesondere zwischen dem pädagogischen Perso-
nal der Schule und den Erziehungsberechtigten, bspw. 
als in Präsenzform von der Schule als notwendig er-
achtete Elterngespräche), wobei dann der Test über das 
Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus auch bei Zutritt durchgeführt werden kann.

Die vorgenannten Regeln (Notwendigkeit eines 3G-
Nachweises gegenüber der Schule) gelten nicht, wenn 
schulfremde Personen sich nur kurzfristig (Erziehungs-
berechtigte zwecks Abholung ihrer Kinder) oder ohne 
Kontakt zu den der Schule angehörigen Personen (Rei-
nigungspersonal oder Handwerker insbesondere außer-
halb der Schulbetriebszeiten) auf dem Schulgelände 
aufhalten.

Absatz 8

Die Vorgaben für die einzelnen Personengruppen be-
treffend den Zutritt zum Schulgelände sowie Erläu-
terungen zu den Testmöglichkeiten am Schulstandort 
werden an den Eingangsbereichen der Schule durch 
entsprechende Hinweisschilder bzw. durch einen Aus-
hang dargestellt.

Absatz 9

Die Dienstpflicht der Lehrkräfte bleibt unberührt.

Zu § 2 (Kindertageseinrichtungen, 
Kindergroßtagespflegestellen  
und heilpädagogische Tagesstätten)

Absatz 1

Mit Blick auf die im Sommer 2020 weitgehende Ein-
dämmung des Infektionsgeschehens findet seit Beginn 
des Kindergartenjahres 2020/2021, also seit 1. August 
2020, der vollständige Regelbetrieb statt. Es wird ange-
regt weiterhin die „Empfehlungen des Ministeriums für 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie zum Infek-
tionsschutz in Kindertageseinrichtungen im Rahmen 
der Corona-Pandemie-Maßnahmen“ in der jeweils gül-
tigen Fassung – hier die Empfehlungen vom 6. August 
2020, die Fortschreibung hierzu sowie weiter darauf-
folgende Hygieneempfehlungen – anzuwenden. 

Die Rechte der Kinder auf Zugang zu den Bildungs- 
und Betreuungseinrichtungen sind trotz der aktuellen 
Pandemielage immer im Blick zu halten und sie sollen 
unter den Bedingungen der Pandemie und den beschlos-
senen Maßnahmen, erhalten bleiben. Die Umsetzung 
des Regelbetriebes entsprechend der Betriebserlaubnis 
nach § 45 SGB VIII ist voll umfänglich möglich. Die 
vereinbarten Schließtage bleiben bestehen.

Absatz 2

Seit dem 1. November 2021 hat die Einrichtung jedem 
Kind, das die Einrichtung besucht, mindestens zwei-
mal pro Kalenderwoche kostenfrei einen Test in Bezug 
auf einen direkten Erregernachweis des Coronavirus 
SARS-CoV-2 angeboten. Dieser Test muss vom Bun-
desinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte zu-
gelassen sein.

In den letzten Wochen hat die Omikron-Welle zu einem 
massiven Anstieg der Fallzahlen geführt. Diese Ent-
wicklung spiegelt sich auch in den Kindertageseinrich-
tungen anhand von Infektions- und Quarantänezahlen 
wider. Mit Omikron ist eine hoch ansteckende Varian-
te dominant geworden, die aber mit einer geringeren 
Zahl von Hospitalisierungen und schweren Verläufen 
einhergeht. Gleichzeitig stellen die Gesundheitsämter 
fest, dass – neben den Schulen–auch Kindertagesein-
richtungen in der aktuellen Situation aufgrund strenger 
Infektionsschutzmaßnahmen relativ sichere Orte sind. 
Die konsequente Umsetzung von bisher geltender Mas-
kenpflicht, Lüftung und regelmäßigen Testungen wer-
den als effektive Schutzmaßnahmen betrachtet.
Entsprechend ist auch in Kindertageseinrichtungen die 
Anzahl der kostenfreien Tests, die die Einrichtung je-
dem Kind, das die Einrichtung besucht, pro Kalender-
woche kostenfrei in Bezug auf einen direkten Erreger-
nachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 anbietet, von 
mindestens zwei auf drei erhöht worden. Dies gilt be-
reits für Kinder ab der Vollendung des ersten Lebens-
jahres.
Bei Auftreten einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 in Kindertagesstätten und Einrichtungen 
der Kindertagespflege gelten die Vorgaben der Saarlän-
dischen Absonderungsverordnung in der jeweils gel-
tenden Fassung.

Zu § 3 (Vorbereitung für Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler auf die Abschlussprüfungen)
Die Vorbereitungskurse für Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler auf die Abschlussprüfungen unterliegen 
durch die Bezugnahme auf die Regelungen für den 
Schulbereich den dort geltenden Regelungen.

Kapitel 2: Pflegeschulen und Schulen 
für Gesundheitsfachberufe

Zu § 4 (Präsenzunterricht)
Eine gesonderte Regelung für Pflegeschulen und Schu-
len für Gesundheitsfachberufe ist erforderlich, da diese 
nicht dem Schulordnungsgesetz und nicht dem Privat-
schulgesetz unterliegen.
Die Pflegeschulen und Schulen für Gesundheitsfachbe-
rufe können den Präsenzunterricht entsprechend dem 
aktuellen Infektionsgeschehen wie bisher weiterführen.
Absatz 1
Der Präsenzschulbetrieb in Pflegeschulen und Schulen 
für Gesundheitsfachberufe ist zulässig, wenn Testun-
gen zwei Mal pro Woche sowohl für Lehrkräfte, Mit-
arbeiter/-innen als auch Schüler/-innen durchgeführt 
werden.
Die Unterrichtsgestaltung bei E-Learning und Wech-
selunterricht richtet sich dabei auch nach § 2 Absatz 1 
der Verordnung zur Sicherung der Ausbildungen in den 
Gesundheitsfachberufen während einer epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite vom 10. Juni 2020 
(BAnz AT 12.06.2020 V1), zuletzt geändert durch 
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Artikel 2 des Gesetzes vom 29. März 2021 (BGBl. I 
S.  370). Danach können für den theoretischen und 
praktischen Unterricht für die jeweiligen Pflege- und 
Gesundheitsfachberufe digitale oder andere geeignete 
Unterrichtsformate genutzt werden.
Vor allem die Abschlussklassen, die sich im letzten 
Ausbildungsjahr vor der staatlichen Abschlussprüfung 
befinden, können weiterhin im Präsenzunterricht unter-
richtet werden, um somit den erfolgreichen Abschluss 
der Ausbildungen sicherzustellen.
Absatz 2
Soweit Schülerinnen oder Schüler durch eine Quarantä-
neanordnung nicht am Präsenz- oder Wechselunterricht 
teilnehmen können, ist die Vermittlung der Unterrichts-
inhalte über digitale Formate sicherzustellen, soweit 
dies technisch möglich ist. Klargestellt wird, dass auch 
die Vermittlung von digitalem Unterricht (Lernen von 
zu Hause) als Unterricht gilt und der Träger der prak-
tischen Ausbildung die Schülerinnen und Schüler von 
der praktischen Ausbildung in seiner Einrichtung frei-
zustellen hat. Die Schulen sprechen die Einsatzzeiten 
mit dem Träger der praktischen Ausbildung als Arbeit-
geber der Auszubildenden ab, um den Personaleinsatz 
planen zu können.
Absatz 3
An der Schule tätigen Personen sowie Schülerinnen 
und Schülern ist der Zutritt zum Schulgelände und 
die Teilnahme am Präsenzschulbetrieb nur gestattet, 
wenn sie sich wöchentlich im Umfang der an der Schu-
le hierzu bereitgestellten Kapazitäten bis zu zweimal 
wöchentlich an einer Testung auf das Nichtvorliegen 
einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus teilneh-
men. Aufgrund der im Saarland unaufhörlich steigen-
den Inzidenzzahlen sowie hohen Hospitalisierungsrate 
wird die Testpflicht auch auf Genesene und Geimpfte 
ausgeweitet. Darüber hinaus entfällt die Testpflicht, 
wenn Personen einen Nachweis gemäß §  1 Nummer 
1 oder 3 der Verordnung zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie vorlegen. Das Zutrittsverbot besteht, so-
weit der Testung im Ausnahmefall keine zwingenden 
Gründe entgegenstehen, was durch ein ärztliches Attest 
nachzuweisen ist.
Über die Zutrittsverbote sind im Eingangsbereich des 
Geländes der Schule entsprechende Hinweise anzu-
bringen. Diese können beispielsweise Hinweise zum 
Zutrittsverbot, grafische Darstellungen oder den Wort-
laut der Norm wiedergeben.

Zu § 5 (Prüfungsverfahren)
Absatz 1
In den Pflegeberufen und den Gesundheitsfachberu-
fen bleibt es weiterhin zulässig, die Prüfungsteile der 
mündlichen und schriftlichen Prüfungen durchzu-
führen, soweit die Hygienemaßnahmen eingehalten 
werden.
Absatz 2
Es wird klargestellt, dass für die Frage der Simulati-
onsprüfung das Landesamt für Soziales – Zentralstelle 

für Gesundheitsberufe und Landesprüfungsamt – zu-
ständig ist. Dies folgt der Regelung des § 1 Absatz 1 
der Verordnung über Zuständigkeiten im Bereich der 
Altenpflege vom 22. Februar 2011 (Amtsbl. I, S. 74), 
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 24. No-
vember 2015 (Amtsbl. I S.  894), in Verbindung mit 
§  1 der Verordnung zur Übertragung von Aufgaben 
des Landesamtes für Gesundheit und Verbraucher-
schutz auf das Landesamt für Soziales vom 10. Juli 
2012 (Amtsbl. I S.  251). Simulationsprüfungen kön-
nen in der Ausbildung der Altenpflege durchgeführt 
werden (§  5 Absatz  5 Altenpflege-Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung), insbesondere, wenn nicht ge-
nügend Patientinnen und Patienten zur Durchführung 
der Prüfung zur Verfügung stehen. In den weiteren 
Gesundheitsfachberufen findet § 5 der Verordnung zur 
Sicherung der Ausbildungen in den Gesundheitsfach-
berufen während einer epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite Anwendung. Danach kann jeweils der 
praktische Teil der staatlichen Prüfung mit geeigneten 
Modellen, Simulationspersonen oder Fallvorstellungen 
durchgeführt werden oder auch in anderen geeigneten 
Formaten abgehalten werden. Die Durchführung der 
Simulationsprüfungen ist dem Landesamt für Soziales 
formlos anzuzeigen, einer gesonderten Genehmigung 
bedarf es nicht.

Absatz 3

Klargestellt wird, dass aufgrund der verschärften Maß-
nahmen auch die Teilnahme an einem Teil der Ab-
schlussprüfungen nur zulässig ist, wenn durch einen 
Antigen-Schnelltest eine Nichtinfektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus nachgewiesen wird. Ausgenom-
men von der Testverpflichtung sind Schülerinnen und 
Schüler, die an mündlichen, schriftlichen oder simu-
lierten Prüfungen teilnehmen und am Prüfungstag 
einen Nachweis im Sinne des §  1 Satz  1 Nummer 3 
der Verordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 
vorlegen. Da im Rahmen von praktischen Prüfungen 
Patientinnen und Patienten bzw. Pflegende beteiligt 
sein können, soll hierfür der Nachweis durch ein Anti-
gen-Schnelltest weiterhin erforderlich bleiben. Wird 
gegen eine zu prüfende Person eine Quarantäne wegen 
der Infektion einer engen Kontaktperson ausgespro-
chen, kann die Teilnahme an Prüfungsteilen zulässig 
sein, wenn ein tagesaktueller Antigen-Schnelltest die 
Nichtinfektion anzeigt. Die zu prüfende Person ist 
dann räumlich getrennt von anderen Schülerinnen und 
Schülern zu prüfen. Ein Anspruch auf Durchführung 
der Prüfung oder des Prüfungsteils ergibt sich daraus 
nicht. Das Verlassen der Wohnung zum Zwecke der 
Prüfung ist dem jeweils zuständigen Gesundheitsamt 
anzuzeigen.

Zu § 6 (Durchführung von Weiterbildungen)

Klargestellt wird, dass die Vorgaben der §§  4 und 5 
auch für die beruflichen Fach- und Funktionsweiterbil-
dungen an den Pflegeschulen und Schulen für Gesund-
heitsfachberufe gelten, insbesondere für Fachpflege für 
Intensivpflege und Anästhesie nach der Verordnung zur 
Durchführung der Fachweiterbildung in den Pflegebe-
rufen Vom 30. Januar 2001 (Amtsbl. S.  593), zuletzt 



Amtsblatt des Saarlandes Teil I vom 31. März 2022 599

geändert durch die Verordnung vom 24. November 
2015 (Amtsbl. I S. 894).

Kapitel 3: Öffentliche und 
private Bildungseinrichtungen 
im außerschulischen Bereich

Zu § 7 (Saarländische Verwaltungsschule)
Bei der Durchführung von Präsenzveranstaltungen 
sind die besonderen Schutz- und Hygienevorkehrun-
gen nach Maßgabe des § 1 Absatz 2 und 3 zu beachten.

Kapitel 3

Zu § 8 (Ordnungswidrigkeiten)
Definiert die Zuwiderhandlungen gegen die genannten 
Vorschriften als Ordnungswidrigkeiten, soweit sich die 

entsprechenden Regelungen auf § 32 Absatz 1 in Ver-
bindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und § 28a Absatz 1 
Infektionsschutzgesetz stützen.

Zu § 9 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Die Verordnung tritt am 3. April 2022 in Kraft und mit 
Ablauf des 16. April 2022 außer Kraft. Gleichzeitig 
mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Ver-
ordnung zum Schulbetrieb und den Betrieb sonstiger 
Bildungseinrichtungen sowie zum Betrieb von Kinder
tageseinrichtungen vom 19. März 2022, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 der Verordnung zur Änderung 
infektionsrechtlicher Verordnungen zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie vom 19. März 2022, außer Kraft.

zu Artikel 3

Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten.


